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Wahlordnung für den Migrationsbeirat  
der Landeshauptstadt München

vom 7. September 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund des Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.07.2022 (GVBl. S. 374), folgende Satzung:

Inhaltsübersicht

I. Allgemeine Bestimmungen
§ 1 Wahlgrundsätze
§ 2 Wahldurchführung, Wahltag

II. Wahlberechtigung und Wählbarkeit
§ 3 Wahlberechtigung
§ 4 Wählbarkeit

III. Wahlorgane
§ 5 Wahlorgane
§ 6 Wahlleiter*in 
§ 7 Wahlausschuss
§ 8 Wahlvorstand
§ 9 Briefwahlvorstand

IV. �Wahlgebiet, Stimmbezirke, Wahlräume, Wählerver­
zeichnis, Wahlbenachrichtigung

§ 10 Wahlgebiet, Stimmbezirke, Wahlräume
§ 11 Wählerverzeichnis
§ 12 Wahlbenachrichtigung
§ 13 Beschwerden gegen das Wählerverzeichnis
§ 14 Änderung des Wählerverzeichnisses
§ 15 Wahlscheine, Briefwahlunterlagen

V. Wahlvorschläge
§ 16 Wahlvorschläge
§ 17 Ungültige Wahlvorschläge
§ 18 Mängelbeseitigung
§ 19 Zulassung der Wahlvorschläge
§ 20 �Bekanntmachung und Reihenfolge der zugelassenen 

Wahlvorschläge

VI. Durchführung der Wahl
§ 21 Stimmzettel
§ 22 Durchführung der Wahl
§ 23 Stimmabgabe
§ 24 Briefwahl

VII. Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
§ 25 Stimmenauszählung
§ 26 �Auszählung der Stimmen und Ungültigkeit der Stimm

vergabe
§ 27 Feststellung des Wahlergebnisses

VIII. Verhältniswahl
§ 28 Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge
§ 29 �Verteilung der Sitze an die sich bewerbenden Personen 

und Regelung des Nachrückens
§ 30 �Sonderregelung zum Schutz der Minderheitengruppen 

bei der Verteilung der Sitze sowie beim Nachrücken
§ 31 Bekanntgabe des Wahlergebnisses
§ 32 Wahlanfechtung

IX. Schlussvorschriften
§ 33 Öffentliche Bekanntmachung
§ 34 Anwendung anderer Rechtsvorschriften
§ 35 Kosten der Wahl, Wahlkostenpauschale
§ 36 Inkrafttreten

§ 1 Wahlgrundsätze

(1) �Die Mitglieder des Migrationsbeirats werden nach Wahlvor-
schlägen, die für das gesamte Stadtgebiet aufgestellt wer-
den, von den nach § 3 wahlberechtigten Personen gewählt.

(2) �Die Wahl wird als Persönlichkeitswahl nach den Grundsät-
zen eines verbesserten Verhältniswahlrechts durchgeführt.

(3) �Die Amtszeit des Migrationsbeirats richtet sich nach der 
Satzung über den Migrationsbeirat der Landeshauptstadt 
München (Migrationsbeiratssatzung) in der jeweils gültigen 
Fassung.

(4) �Eine Briefwahl findet statt.

§ 2 Wahldurchführung, Wahltag

(1) �Die Wahl des Migrationsbeirats wird von der Landeshaupt-
stadt München vorbereitet und durchgeführt.

(2) �Die Wahl findet an einem Sonntag statt. Sie wird am Tag 
der allgemeinen Kommunalwahlen in Bayern durchgeführt, 
es sei denn der Stadtrat setzt den Wahltag abweichend 
davon fest. Endet die Amtszeit des Migrationsbeirats vor-
zeitig, so gilt Art. 23 Abs. 2 Sätze 1, 2 und 5 des Gemeinde- 
und Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) analog.

II. Wahlberechtigung und Wählbarkeit

§ 3 Wahlberechtigung

(1)	�	�Wahlberechtigt sind alle Einwohner*innen mit ausschließ-
lich ausländischer Staatsangehörigkeit, die am Wahltag

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben,

2. �sich seit mindestens sechs Monaten ununterbrochen mit 
dem Schwerpunkt der Lebensbeziehungen in München 
aufhalten und

3. �nicht vom Wahlrecht entsprechend Art. 2 GLKrWG aus-
geschlossen sind.

(2)	�Wahlberechtigt auf Antrag sind außerdem

1. �ausländische Staatsangehörige, die neben einer ausländi-
schen auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen und

2. �Eingebürgerte ohne weitere ausländische Staatsbürger-
schaft, die diesen Status am Wahltag nicht länger als zwölf 
Jahre innehaben, sofern sie die unter Abs. 1 genannten 
Voraussetzungen erfüllen. Der schriftliche oder persönli-
che Antrag auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis ist bis 
spätestens am 16. Tag vor dem Wahltag zu stellen.

(3)	�Liegen mehrere ausländische Staatsangehörigkeiten vor, 
kann das Wahlrecht nur einmal wahrgenommen werden.

§ 4 Wählbarkeit

(1)		�Für das Amt eines Mitgliedes im Migrationsbeirat ist jede 
nach § 3 Abs. 1 und 2 wahlberechtigte Person wählbar, die 
am Wahltag seit mindestens sechs Monaten im Wahlgebiet 
eine Wohnung hat, die nicht die Hauptwohnung sein muss, 
oder ohne eine Wohnung zu haben sich im Wahlgebiet ge-
wöhnlich aufhält. 

(2)	Nicht wählbar ist, wer am Wahltag

		 1. �entsprechend Art. 2 GLKrWG vom Wahlrecht ausge-
schlossen ist, 
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2. �wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fä-
higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt,

3. �sich wegen einer vorsätzlichen Straftat in Strafhaft oder in 
Sicherungsverwahrung befindet.

III. Wahlorgane

§ 5 Wahlorgane

Wahlorgane sind

1. die oder der Wahlleiter*in (§ 6),

2. der Wahlausschuss (§ 7),

3. die Wahlvorstände (§ 8),

4. die Briefwahlvorstände (§ 9).

§ 6 Wahlleiter*in 

(1)		�Wahlleiter*in ist die oder der Oberbürgermeister*in; sie 
oder er kann die Befugnisse, die ihr oder ihm nach dieser 
Wahlordnung obliegen, gemäß Art. 39 Abs. 2 GO auf eine 
Stellvertretung oder eine geeignete Dienstkraft der Stadt-
verwaltung übertragen.

(2)	�Die oder der Wahlleiter*in bereitet die Wahl vor und führt 
sie durch.

§ 7 Wahlausschuss

(1)		�Für jede Wahl wird ein Wahlausschuss gebildet, der aus 
der oder dem Wahlleiter*in als vorsitzendes Mitglied und 
vier wahlberechtigten Beisitzer*innen besteht, die die oder 
der Wahlleiter*in beruft. Für jede*n Beisitzer*in wird eine 
Stellvertretung berufen. Bei der Auswahl der Beisitzenden 
sind nach Möglichkeit Vorschläge des Migrationsbeirats, 
soweit sie nicht kandidierende Personen betreffen, zu be-
rücksichtigen.

(2)	�Der Wahlausschuss entscheidet über die Gültigkeit der 
eingereichten Wahlvorschläge (§ 19). Er stellt das Wahler-
gebnis (§ 27) fest und entscheidet über Anfechtungen hier-
gegen (§ 32).

§ 8 Wahlvorstand

(1) �	Für die Durchführung der Wahl in den Wahlräumen und für 
die Ergebnisermittlung werden Wahlvorstände bestellt. Sie 
bestehen aus der oder dem Wahlvorsteher*in, einer oder 
einem Schriftführer*in sowie jeweils deren Stellvertretung 
und mindestens zwei Beisitzenden. Das Gremium soll be-
vorzugt mit wahlberechtigten städtischen Bediensteten 
oder geeigneten freiwilligen Wahlberechtigten besetzt wer-
den. Stehen diese nicht in ausreichender Zahl zur Verfü-
gung, sind sie durch andere städtische Bedienstete zu er-
setzen.

(2) �Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 
drei Mitglieder, darunter die oder der Wahlvorsteher*in so-
wie die oder der Schriftführer*in oder deren Stellvertretun-
gen, anwesend sind.

§ 9 Briefwahlvorstand

(1)		�Zur Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl werden ein 
oder mehrere Briefwahlvorstände gebildet.

(2)	��Die Zusammensetzung und die Beschlussfähigkeit ent-
sprechen § 8.

IV. �Wahlgebiet, Stimmbezirke, Wahlräume, Wähler­
verzeichnis, Wahlbenachrichtigung

§ 10 Wahlgebiet, Stimmbezirk, Wahlräume

(1) Wahlgebiet ist das Stadtgebiet.

(2) �Es werden Stimmbezirke gebildet. Art. 11 Abs. 3 Satz 1 
GLKrWG sowie die §§ 4, 11 und 25 Gemeinde- und Land-
kreiswahlordnung (GLKrWO) finden keine Anwendung.

(3) �Die oder der Wahlleiter*in bestimmt die Wahlräume. Die 
Wahlräume sollen nach den örtlichen Verhältnissen so aus-
gewählt und eingerichtet werden, dass allen Wahlberech-
tigten, insbesondere Menschen mit Behinderung oder 
Menschen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen, die Teilnahme 
an der Wahl möglichst erleichtert wird.

§ 11 Wählerverzeichnis

(1)		�Es wird ein Wählerverzeichnis geführt, in das die Wahlbe-
rechtigten eingetragen werden. 

(2)	�In das Wählerverzeichnis werden alle nach § 3 Abs. 1 
wahlberechtigten Personen eingetragen, bei denen am  
42. Tag vor dem Wahltag feststeht, dass sie wahlberechtigt 
sind. In das Wählerverzeichnis werden außerdem nach den 
Bestimmungen des Satzes 1 alle nach § 3 Abs. 2 wahlbe-
rechtigten Personen auf Antrag eingetragen, wenn der An-
trag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis fristgerecht 
bis zum 16. Tag vor dem Wahltag gestellt worden ist.

(3)	�Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem Stimmbezirk 
wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen ist. 
Die Briefwahl oder Wahl mittels Wahlschein bleibt unbe-
rührt.

(4)		�Das Wählerverzeichnis wird vom 20. bis 16. Tag vor dem 
Wahltag im Kreisverwaltungsreferat, Wahlamt, zur Einsicht 
bereit gehalten. Für die Bekanntmachung über die Einsicht 
in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Wahlschei-
nen gilt § 17 GLKrWO entsprechend. In der Bekanntma-
chung wird auf die Vorschriften der §§ 12 und 13 hingewie-
sen.

(5)	�Das Wählerverzeichnis ist spätestens am Tag vor dem 
Wahltag, jedoch nicht früher als am dritten Tag vor dem 
Wahltag, abzuschließen.

§ 12 Wahlbenachrichtigung

Jede wahlberechtigte Person erhält spätestens am Tag vor 
Beginn der Einsichtsfrist eine Benachrichtigung darüber, dass 
sie in das Wählerverzeichnis eingetragen ist. Der Inhalt der 
Wahlbenachrichtigung ergibt sich aus § 16 Abs. 2 GLKrWO, 
mit der Maßgabe, dass die Aufforderung nach § 16 Abs. 2 Nr. 6 
GLKrWO die Mitnahme eines Identitätsausweises oder Reise-
passes sowie die Wahlbenachrichtigung und für Wahlberech-
tigte nach § 3 Abs. 2 den Personalausweis oder Reisepass 
umfasst. Angaben über die Barrierefreiheit der Wahlräume 
sind aufzunehmen. Zudem sollen Hinweise aufgenommen 
werden, wo Wahlberechtigte weitere Informationen über barri-
erefreie Wahlräume erhalten können.

§ 13 Beschwerden gegen das Wählerverzeichnis

(1)		�Beschwerden wegen der Richtigkeit oder Vollständigkeit 
des Wählerverzeichnisses können innerhalb der Einsichts-
frist, gegen die Ablehnung von Anträgen auf Eintragung in 
das Wählerverzeichnis bis zum 13. Tag vor dem Wahltag 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Kreisverwaltungs
referat, Wahlamt, eingelegt werden. 
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(2)	�Über die Beschwerden entscheidet das Kreisverwaltungs-
referat, Wahlamt. Richtet sich die Beschwerde gegen die 
Eintragung einer anderen Person, so ist dieser vor der Ent-
scheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Gegen die 
Entscheidung kann die betroffene Person innerhalb von 
drei Tagen Beschwerde bei der oder dem Wahlleiter*in ein-
legen. Die oder der Wahlleiter*in hat über die Beschwerde 
spätestens am vierten Tag vor dem Wahltag zu entschei-
den. Die Beschwerdeentscheidung ist den Beteiligten be-
kannt zu geben.

§ 14 Änderung des Wählerverzeichnisses

(1)		�Wird einer Beschwerde gegen das Wählerverzeichnis 
stattgegeben, so ist das Verzeichnis von Amts wegen zu 
berichtigen.

(2) �Änderungen im Wählerverzeichnis, die aufgrund von § 3 
erforderlich sind, werden von Amts wegen vorgenommen.

§ 15 Wahlscheine, Briefwahlunterlagen

Für die Ausstellung von Wahlscheinen und von Briefwahlun-
terlagen gelten die Vorgaben der §§ 22 bis 24 sowie §§ 27 bis 
28 GLKrWO mit der Maßgabe, dass Wahlscheine bis zum 
zweiten Tag vor dem Wahltag, 12:00 Uhr beantragt werden 
können. In den Fällen des § 22 Abs. 2 GLKrWO können Wahl-
scheine noch bis zum Wahltag, 15:00 Uhr erteilt werden.

V. Wahlvorschläge

§ 16 Wahlvorschläge

(1)		�Die oder der Wahlleiter*in fordert frühestens am 111. Tag, 
spätestens am 88. Tag vor dem Wahltag durch öffentliche 
Bekanntmachung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für 
die über Listen zu vergebenden Sitze auf. Es wird dabei 
darauf hingewiesen, dass die Wahlvorschläge bis spätes-
tens 18:00 Uhr am 69. Tag vor dem Wahltag bei der Wahl-
leitung vorliegen müssen.

(2) �Für die Wahlvorschläge und sonstigen nach dieser Wahl-
ordnung erforderlichen Erklärungen sind einheitliche Form-
blätter zu verwenden, die von der oder dem Wahlleiter*in 
zur Verfügung gestellt werden. In der Aufforderung zur Ein-
reichung wird auf dieses Erfordernis sowie auf die notwen-
dige Einhaltung der entsprechenden, in den Absätzen 3 bis 
12 darüber hinaus festgelegten Formvorschriften geson-
dert hingewiesen.  
Für die Erstellung und Einreichung von Wahlvorschlägen 
wird ein Wahlvorschlagsportal zur Verfügung gestellt, in-
dem auch die Formblätter bereitgestellt werden. Die Nut-
zung ist freiwillig.

(3) Wahlvorschläge können eingereicht werden von 

1.� tariffähigen Arbeitnehmerorganisationen und deren Zu-
sammenschlüssen,

2. �Verbänden der freien Wohlfahrtspflege,

3. �Gruppen wahlberechtigter Ausländer*innen. Die Gruppe 
muss eine Leitung haben. Jede einreichende Person kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen.

(4)		�Ein Wahlvorschlag darf höchstens so viele sich bewerben-
de Personen benennen, als stimmberechtigte Mitglieder 
für den Migrationsbeirat gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Buchsta-
be a) Migrationsbeiratssatzung zu wählen sind. Im Wahl-
vorschlag kann dieselbe sich bewerbende Person bis zu 
dreimal aufgestellt werden. Im Wahlvorschlag erscheinen 
die dreifach aufgestellten sich bewerbenden Personen zu-

erst und die zweifach aufgestellten vor den übrigen sich 
bewerbenden Personen.

(5) �Die Nominierung der Bewerber*innen und der Ersatzleute, 
die Festlegung ihrer Reihenfolge und die Mehrfachauffüh-
rung auf dem Stimmzettel bestimmt die einreichende Per-
son oder die Aufstellungsversammlung.

(6) �Die Wahlvorschläge sind mit einem Kennwort in lateini-
schen Buchstaben zu versehen. Als Kennwort sind die Na-
men der einreichenden Organisationen (Abs. 3 Ziffer 1 und 
2) zu verwenden. Bei Wahlvorschlägen nach Abs. 3 Ziffer 3 
ist die Wahl des Kennwortes frei.  
Als Kennwort darf jedoch nicht der Name einer Partei oder 
ein verwechslungsfähiger Name verwendet werden.

(7) �In jedem Wahlvorschlag müssen in Block- oder Maschi-
nenschrift in lateinischen Buchstaben die Bewerber*innen 
und die Ersatzleute (falls vorhanden) mit Familien- und Vor-
namen (zugelassen ist die zusätzliche Angabe akademischer 
Grade sowie kommunaler Ehrenämter und im Grundgesetz 
oder in der Verfassung vorgesehener Ämter), Geburtsda-
tum und Geschlecht, Beruf oder Stand, Wohnanschrift und 
ausländische Staatsangehörigkeit aufgeführt sein. Bei aus-
ländischen Staatsangehörigen, die neben einer ausländi-
schen auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, ist 
diese zusätzlich aufzuführen. Bei Eingebürgerten ohne 
weitere ausländische Staatsbürgerschaft ist zusätzlich die 
ehemalige ausländische Staatsangehörigkeit aufzuführen. 
Die Personen müssen in erkennbarer Reihenfolge und mit 
der Angabe, welche Personen dreifach oder zweifach auf 
dem Stimmzettel aufzuführen sind, angegeben sein. Er-
satzleute sind als solche zu kennzeichnen. Jede*r Bewer
ber*in darf nur in einem Wahlvorschlag enthalten sein.

(8) �Für jede in einem Wahlvorschlag aufgeführte sich bewer-
bende Person ist auf besonderen Formblättern eine Erklä-
rung einzureichen, mit der sie der Aufnahme in den Wahlvor-
schlag zustimmt und bestätigt, nicht von der Wählbarkeit im 
Sinne von § 4 Satz 2 ausgeschlossen zu sein. Darüber hin-
aus muss jede sich bewerbende Person mit mehreren aus-
ländischen Staatsangehörigkeiten schriftlich erklären, un-
ter welcher Staatsangehörigkeit die Bewerbung erfolgt. Bei 
eingebürgerten sich bewerbenden Personen ist eine Erklä-
rung erforderlich, unter welcher ehemaligen Staatsangehö-
rigkeit die Bewerbung erfolgt, soweit vor der Einbürgerung 
mehrere ausländische Staatsbürgerschaften bestanden. Die 
Zustimmung sowie die Erklärung zur (ehemaligen) Staats
angehörigkeit kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nicht 
mehr inhaltlich geändert oder zurückgenommen werden.

(9) �Die Wahlvorschläge müssen von so vielen Wahlberechtig-
ten unterschrieben sein (Unterstützungsunterschriften) als 
Migrationsbeiratsmitglieder gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Buch-
stabe a) Migrationsbeiratssatzung zu wählen sind. Jede 
wahlberechtigte Person darf mit ihrer Unterschrift nur ei-
nen Wahlvorschlag unterstützen. Die Unterstützenden 
müssen Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum und ihre 
Wohnanschrift angeben und am 69. Tag vor der Wahl wahl-
berechtigt sein. Die Unterzeichnung eines Wahlvorschla-
ges durch Bewerber*innen ist unzulässig.

(10) �In jedem Wahlvorschlag ist eine beauftragte Person und 
eine Stellvertretung zu benennen; beide müssen wahlbe-
rechtigt sein. Die Beauftragten haben die Wahlvorschläge 
zu unterschreiben. Sie sind für die äußere Form der Wahl-
vorschläge verantwortlich und darüber hinaus berechtigt, 
verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben 
und entgegenzunehmen.

(11) �Die Verbindung von Wahlvorschlägen (Listenverbindung) 
ist nicht zulässig.
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(12) �Im Fall des Ausscheidens sich bewerbender Personen 
gilt, dass die in der Reihenfolge nach den Ausgeschiede-
nen aufgeführten sich bewerbenden Personen um eine 
entsprechende Anzahl von Plätzen nach vorne rücken. 
Die nachrückenden Personen werden so oft aufgeführt 
wie die Ausgeschiedenen. Die Ersatzleute rücken in die 
Bewerber*innenliste nach festgelegter Reihenfolge nach. 
Wenn keine Ersatzleute (mehr) zur Verfügung stehen, wer-
den - soweit noch möglich - die im Wahlvorschlag bereits 
benannten Personen von oben nach unten so lange drei-
fach (oder zweifach) aufgeführt, bis die zulässige Bewer-
berhöchstzahl wieder erreicht ist.

§ 17 Ungültige Wahlvorschläge

(1)		Ungültig sind Wahlvorschläge

1. �wenn sie nicht rechtzeitig bei der oder dem Wahlleiter*in 
eingereicht worden sind;

2. �wenn nicht die nach § 16 Abs. 2 zur Verfügung gestellten 
einheitlichen Formblätter verwendet worden sind;

3. �wenn sie nicht von der in § 16 Abs. 9 vorgeschriebenen 
Zahl Wahlberechtigte*r eigenhändig unterschrieben sind;

4. �wenn sie nicht die für die Unterstützer*innen vorgeschrie-
benen Angaben enthalten oder Angaben nicht lesbar sind 
und eine entsprechende Mängelbereinigung nicht recht-
zeitig erfolgt ist und somit die erforderliche Zahl von Un-
terschriften nicht erreicht wird;

5. �wenn keine Berechtigung zur Einreichung nach § 16 Abs. 
3 vorliegt.

(2) Teilweise ungültig sind Wahlvorschläge

1. soweit darin nicht wählbare Personen bezeichnet sind;

2. �soweit sie nicht die für die Bewerber*innen vorgeschrie-
benen Angaben enthalten oder diese nicht lesbar sind;

3. �soweit darin mehr Bewerber*innen bezeichnet sind als 
zulässig ist, und zwar hinsichtlich der über die zulässige 
Zahl hinaus vorgeschlagenen Bewerber*innen;

4. �soweit Bewerber*innen in mehreren Wahlvorschlägen 
gleichzeitig aufgeführt sind;

5. �soweit die Erklärung der Bewerber*innen über die Zustim-
mung zur Aufnahme in den Wahlvorschlag beziehungs-
weise die Bestätigung der Wählbarkeitsvoraussetzungen 
nicht rechtzeitig bei der oder dem Wahlleiter*in eingegan-
gen ist.

§ 18 Mängelbeseitigung

(1)		�Die oder der Wahlleiter*in hat die Wahlvorschläge nach 
Eingang unverzüglich auf Ordnungsmäßigkeit und Vollstän-
digkeit zu prüfen. Werden Mängel festgestellt, erfolgt die 
Aufforderung an die oder den Beauftragte*n, welche für  
die Mängelbeseitigung bis zum 65. Tag vor dem Wahltag 
15:00 Uhr Sorge zu tragen haben.

(2) �Zur Überprüfung der Gültigkeit der Wahlvorschläge können 
die jeweiligen Beauftragten beigezogen werden.

§ 19 Zulassung der Wahlvorschläge

(1)		�Der Wahlausschuss tritt am 58. Tag vor dem Wahltag zu-
sammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvor-
schläge gültig sind. Der Wahlausschuss hat zur Beschluss-

fassung auch dann zusammenzutreten, wenn nur ein 
Wahlvorschlag vorliegt.

(2) �Hat der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag ganz oder 
teilweise für ungültig erklärt, so hat er diese Entscheidung 
der beauftragten Person dieses Wahlvorschlages unver-
züglich, möglichst noch am selben Tag unter Angabe der 
Gründe, mündlich oder schriftlich mitzuteilen.

(3) �Gegen diese Entscheidung kann der betroffene Wahlvor-
schlagsträger Einwendungen bis 12:00 Uhr des 53. Tags 
vor dem Wahltag erheben. Der Wahlausschuss muss auf 
diese Einwendungen hin und kann von Amts wegen bis 
24:00 Uhr des 52. Tags vor dem Wahltag über die Gültig-
keit von Wahlvorschlägen nochmals beschließen.

§ 20 �Bekanntmachung und Reihenfolge der zugelassenen 
Wahlvorschläge

(1) �Spätestens am 44. Tag vor dem Wahltag hat die oder der 
Wahlleiter*in die vom Wahlausschuss als zulässig aner-
kannten Wahlvorschläge mit den Angaben über den Namen 
der einreichenden Gruppierung sowie den Angaben zu den 
sich bewerbenden Personen öffentlich bekannt zu machen. 
Statt des Geburtstages ist das Geburtsjahr der sich bewer-
benden Person anzugeben. Eine Veröffentlichung der An-
schrift erfolgt nicht.

(2) �Die Wahlvorschläge sind in alphabetischer Reihenfolge der 
Kennworte zu nennen.

VI. Durchführung der Wahl

§ 21 Stimmzettel

(1) Der Stimmzettel wird in deutscher Sprache abgefasst.

(2) �Der Stimmzettel enthält die vom Wahlausschuss zugelas-
senen Wahlvorschläge mit dem Kennwort und den in die-
sen Wahlvorschlägen enthaltenen Angaben über die 
Bewerber*innen (Familienname, Vorname, akademischer 
Grad, Beruf oder Stand und (ehemalige) ausländische 
Staatsangehörigkeit). Die Wahlvorschläge erhalten auf dem 
Stimmzettel die gleiche Reihenfolge wie in der Bekanntma-
chung der Wahlvorschläge.

(3) �Die Wahlvorschläge enthalten in der Kopfleiste und neben 
jeder sich bewerbenden Person ein Feld für die Kenn
zeichnung. Jede*r Bewerber*in darf auf dem Stimmzettel 
innerhalb eines Wahlvorschlags bis zu dreimal aufgeführt 
werden.

§ 22 Durchführung der Wahl

Die Bestimmungen der Art. 15 bis 20 GLKrWG sowie der §§ 
59 bis 65 GLKrWO sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
die Wahlvorstände auch die Wahlordnung und die Satzung für 
den Migrationsbeirat erhalten.

§ 23 Stimmabgabe

Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so wird die Wahl nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt. Für die 
Stimmenvergabe gilt § 75 GLKrWO mit der Maßgabe, dass 
jede wahlberechtigte Person so viele Stimmen hat, wie Sitze 
im Migrationsbeirat zu wählen sind. 

§ 24 Briefwahl

Es gelten die Vorgaben nach §§ 69 bis 71 sowie § 74  
GLKrWO.



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 27/2022

543

VII. Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses

§ 25 Stimmenauszählung

(1)		�Nach Beendigung der Wahl ermitteln Wahlvorstände das 
Wahlergebnis im Stimmbezirk. Sie stellen 

1. die Zahl der Wahlberechtigten,

2. die Zahl der Wähler*innen,

3. �die Zahl der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebe-
nen gültigen Stimmen,

4. �die Zahl der für jede*n Bewerber*in abgegebenen gültigen 
Stimmen,

5. �die Zahl der im Stimmbezirk insgesamt abgegebenen  
ungültigen Stimmzettel fest.

(2) �Für die Anfertigung der Niederschriften gilt § 10 GLKrWO 
entsprechend mit der Maßgabe, dass neben der Erstellung 
auch die Übermittlung der Niederschrift in elektronischer 
Form erfolgen kann.

(3) �Die Wahlniederschriften sind von allen Mitgliedern des 
Wahlvorstandes beziehungsweise des Briefwahlvorstan-
des zu unterschreiben. Der Unterschrift gleichgestellt ist 
bei elektronischer Übermittlung der Niederschrift eine 
elektronische Signatur nach den Maßgaben des Art. 3a 
BayVwVfG sowie des Signaturgesetzes.

(4) �Die Feststellung des Briefwahlergebnisses erfolgt durch 
die gebildeten Briefwahlvorstände frühestens nach Schlie-
ßung der Wahlräume unter sinngemäßer Anwendung des  
§ 82 GLKrWO.

§ 26 �Auszählung der Stimmen und Ungültigkeit der 
Stimmabgabe

Hinsichtlich der Auszählung der Stimmen und der Kriterien für 
eine Ungültigkeit der Stimmzettel oder der Stimmabgabe gel-
ten die Bestimmungen der §§ 80, 82, 83 und 85 GLKrWO ent-
sprechend.

§ 27 Feststellung des Wahlergebnisses

Art. 47 GLKrWG sowie die §§ 90 bis 92 GLKrWO sind sinnge-
mäß anzuwenden.

VIII. Verhältniswahl

§ 28 Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge

(1) �Die gemäß § 5 Abs. 1 Buchstabe a) und Abs. 2 Migrations-
beiratssatzung zu vergebenden Sitze werden nach dem 
Verhältnis der Gesamtzahlen der gültigen Stimmen verteilt, 
welche für die in den einzelnen Wahlvorschlägen aufge-
führten sich bewerbenden Personen abgegeben worden 
sind. Stimmen, die für eine nicht wählbare Person abgege-
ben worden sind, sind ungültig; hat die Person die Wähl-
barkeit erst nach Zulassung des Wahlvorschlags verloren, 
werden die Stimmen jedoch hinsichtlich der Sitzverteilung 
als gültig gewertet. 

(2) �Bei der Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge werden 
die Gesamtstimmenzahlen für die einzelnen Wahlvorschlä-
ge nacheinander so lange durch 1 - 3 - 5 usw. geteilt, bis 
so viele Höchstteilungszahlen ermittelt sind, wie Sitze zu 
vergeben sind. Jedem Wahlvorschlag wird dabei der Reihe 
nach so oft ein Sitz angerechnet, wie er jeweils die höchste 
Teilungszahl aufweist.  Bei gleichem Anspruch mehrerer 

Wahlvorschläge auf einen Sitz fällt dieser dem Wahlvor-
schlag zu, dessen in Betracht kommende sich bewerbende 
Person die größere Stimmenzahl aufweist; sonst entschei-
det das Los.

§ 29 �Verteilung der Sitze an die sich bewerbenden Perso­
nen und Regelung des Nachrückens 

(1)		�Die einem Wahlvorschlag zugefallenen Sitze werden den 
darin enthaltenen sich bewerbenden wählbaren Personen 
in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen zugewiesen. Ha-
ben mehrere sich bewerbende Personen die gleiche Stim-
menzahl erhalten, entscheidet das Los.

(2) �Fallen einem Wahlvorschlag mehr Sitze zu als er Bewer-
bende hat, so bleiben die übrigen Sitze unbesetzt.

(3) �Die nicht gewählten Bewerbenden sind vorbehaltlich § 30 
Abs. 4 und 5 in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahlen 
Nachrücker*innen.

§ 30 �Sonderregelung zum Schutz der Minderheitengrup­
pen bei der Verteilung der Sitze sowie beim Nach­
rücken 

(1) �Gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 Migrationsbeiratssatzung sind 
acht Sitze mit sich bewerbenden Personen aus Minderhei-
tengruppen zu besetzen. Daher erfolgt die Berechnung der 
Sitzverteilung stufenweise nach folgendem Verfahren:

1. �Zu Beginn werden 32 Sitze auf die Wahlvorschläge und 
die sich bewerbenden Personen (§ 29 Abs. 1) verteilt.

2. �Im Anschluss ist festzustellen, ob bei der Sitzverteilung 
von den einzelnen Minderheitengruppen sich bewerben-
de Personen vertreten sind.

3. �Zu den bereits verteilten Sitzen wird die gemäß Nr. 2 fest-
gestellte Zahl addiert - insgesamt jedoch maximal jeweils 
zwei für die Minderheitengruppen „Afrika“ und „Mittel- 
und Südamerika“ sowie maximal vier für die Minderhei-
tengruppe „Asien (ohne Türkei)“ und die Sitzverteilung mit 
dieser Summe neu berechnet. Anschließend erfolgt die 
nochmalige Überprüfung gemäß Nr. 2 auf eventuell neu 
vertretene sich bewerbende Personen aus den Minder-
heitengruppen (§ 29 Abs. 1).

4. �Die Ziffern 2 und 3 werden solange wiederholt, bis keine 
weiteren sich bewerbenden Personen aus den Minderhei-
tengruppen verteilte Sitze erhalten.

5. �Nun sind die restlichen zu vergebenden Sitze aus dem 
Kreis der Minderheitengruppen jeweils in der Reihenfolge 
der von den sich bewerbenden Personen der einzelnen 
Minderheitengruppen erhaltenen Stimmen zu besetzen. 
Haben mehrere sich bewerbende  Personen innerhalb 
derselben Minderheitengruppe die gleiche Stimmenzahl 
erhalten, entscheidet das Los. Können nicht alle acht für 
Minderheitenvertreter*innen reservierten Sitze besetzt 
werden, bleiben diese gemäß § 5 Abs. 2 Satz 3 Migrations-
beiratssatzung offen.

(2)	�Abweichend von § 29 Abs. 1 Satz 2 entfällt ein Losent-
scheid, wenn ein Sitz innerhalb eines Wahlvorschlags  
zwischen einer sich bewerbenden Person aus einer Min-
derheitengruppe und einer sich bewerbenden Person,  
die keiner Minderheitengruppe angehört, zu vergeben ist. 
In diesem Fall erhält die sich bewerbende Person der  
Minderheitengruppe den Sitz.

(3)	�Bei einem notwendigen Losentscheid innerhalb eines 
Wahlvorschlags gemäß § 29 Abs. 1 Satz 2 zwischen zwei 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 27/2022

544

sich bewerbenden Personen, die beide einer Minderheiten-
gruppe angehören, entfällt der Losentscheid und die sich 
bewerbende Person mit dem vorderen Listenplatz erhält 
den Sitz.

(4) �Nachrücker*innen für ausscheidende Minderheitenvertre
ter*innen, deren Sitz gemäß Abs. 1 Nr. 1-4 vergeben wurde, 
sind vorrangig die Minderheitenbewerber*innen der glei-
chen Minderheitengruppe des Wahlvorschlag der aus-
scheidenden Person. Enthält der Wahlvorschlag keine*n 
Minderheitenvertreter*in der gleichen Minderheitengruppe 
gilt Abs. 5 entsprechend.

(5) �Nachrücker*innen für ausscheidende Minderheitenvertre
ter*innen, deren Sitz gemäß Abs. 1 Nr. 5 vergeben wurde, 
sind wahlvorschlagsübergreifend die Minderheitenbewer
ber*innen der gleichen Minderheitengruppe in der Reihen-
folge der auf sie entfallenden Stimmen. Steht kein*e 
Minderheitenbewerber*in der gleichen Minderheitengruppe 
zur Verfügung, bleibt der Sitz gemäß § 5 Abs. 2 Satz 3  
Migrationsbeiratssatzung offen.

§ 31 Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Das Wahlergebnis wird im Amtsblatt der Landeshauptstadt 
München und durch Aushang am Schwarzen Brett des Rat-
hauses amtlich bekannt gemacht. 

§ 32 Wahlanfechtung

Jede wahlberechtigte Person und jede in einem Wahlvor-
schlag aufgeführte sich bewerbende Person kann innerhalb 
von 14 Tagen nach Verkündung des Wahlergebnisses die 
Wahl durch schriftliche Erklärung wegen der Verletzung wahl-
rechtlicher Vorschriften bei der oder dem Wahlleiter*in an-
fechten. Hierüber entscheidet der Wahlausschuss innerhalb 
eines Monats.

IX. Schlussvorschriften

§ 33 Öffentliche Bekanntmachung

Öffentliche Bekanntmachungen im Sinne dieser Wahlordnung 
sind mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München bewirkt. Die Stadt soll darüber hinaus Bekannt-
machungen in geeigneter Weise (beispielsweise durch Aus-
hang am Schwarzen Brett des Rathauses oder im Internet) 
veröffentlichen.

§ 34 Anwendung anderer Rechtsvorschriften

Soweit in dieser Wahlordnung und der Migrationsbeiratssat-
zung nichts anderes bestimmt ist, sind die Grundsätze des 
GLKrWG und der GLKrWO in der jeweils gültigen Fassung an-
zuwenden. Dies gilt entsprechend soweit auf diese Rechts-
vorschriften unmittelbar verwiesen wird. Darüber hinaus findet 
die vom Bayerischen Staatsministerium des Innern erlassene 
Bekanntmachung über die Werbung auf öffentlichen Straßen 
aus Anlass von allgemeinen Wahlen, Volksbegehren und 
Volksentscheiden in der jeweils gültigen Fassung entspre-
chende Anwendung. In diesem Rahmen sind Gesichtspunkte 
der Kostenminimierung, der Zweckmäßigkeit und Praktikabili-
tät angemessen zu berücksichtigen.

§ 35 Kosten der Wahl, Wahlkostenpauschale

(1) �Sämtliche Kosten der Wahl trägt die Landeshauptstadt 
München.

(2) �Die zum Vollzug der Wahl vorgesehenen Ämter sind Ehren-
ämter.

(3) �Wahlvorschläge, die mindestens einen Sitz errungen haben, 
erhalten eine Wahlkostenpauschale von 1.500,-- Euro.

§ 36 Inkrafttreten

(1) �Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft.

(2) �Gleichzeitig tritt die Wahlordnung für den Migrationsbeirat 
der Landeshauptstadt München vom 28. April 2016  
(MüABl. S. 179) außer Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 10.08.2022 beschlossen.

München, 7. September 2022		  Dieter Reiter
				   Oberbürgermeister

Satzung über den Migrationsbeirat  
der Landeshauptstadt München

vom 7. September 2022

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.07.2022 (GVBl. S. 374), folgende Satzung:

§ 1 Funktion und Aufgaben des Migrationsbeirats

(1)	�	�Der Migrationsbeirat vertritt die Interessen der ausländi-
schen Bevölkerung Münchens. Er fördert die Integration.

(2)	�Er hat die Aufgabe, den ehrenamtlichen Stadtrat und die 
hauptamtliche Verwaltung der Landeshauptstadt München 
in allen Fragen, die die ausländische Bevölkerung in Mün-
chen, das Zusammenleben mit Deutschen sowie die Integ-
ration und Migration betreffen, durch Anträge, Anfragen, 
Anregungen, Empfehlungen und Stellungnahmen zu bera-
ten. Er wirkt im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten auf 
die kommunalpolitische Willensbildung ein und fördert die 
gleichberechtigte politische, kulturelle, soziale und wirt-
schaftliche Partizipation der ausländischen Bevölkerung.

§ 2 Rechte des Migrationsbeirats

(1)		�Anträge und Empfehlungen, für die der Stadtrat zuständig 
ist, sind von diesem innerhalb von drei Monaten zu behan-
deln, soweit ihnen nicht bereits vorher entsprochen wor-
den ist. Wenn sich die endgültige Erledigung länger als 
acht Wochen hinzieht, sind Zwischenberichte an die*den 
Vorsitzende*n des Migrationsbeirats zu erteilen.

(2)	�Anträge und Empfehlungen, für die*der 
Oberbürgermeister*in zuständig ist, sollen von der Verwal-
tung innerhalb von drei Monaten behandelt werden. Wenn 
sich die endgültige Erledigung länger als acht Wochen hin-
zieht, sind Zwischenberichte an die*den Vorsitzende*n des 
Migrationsbeirats zu erteilen.

(3)	�Der Migrationsbeirat ist bei allen seinen Aufgabenkreis be-
rührenden Fragen durch den Stadtrat bzw. die Verwaltung 
rechtzeitig einzuschalten; ihm ist Gelegenheit zur Stellung-



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 27/2022

545

nahme zu geben. Einer Beschlussvorlage für den Stadtrat 
ist diese Stellungnahme beizufügen; Abweichungen sind in 
der Vorlage zu begründen. Wird Vortrag im Stadtrat ge-
wünscht, gilt § 58 der Geschäftsordnung des Stadtrates 
entsprechend.

(4)		�Für Zwecke des Migrationsbeirats werden Haushaltsmittel 
zur Verfügung gestellt, damit er seine Aufgaben satzungs-
gemäß erfüllen kann. Der Migrationsbeirat erhält im Rah-
men des Budgetierungsverfahrens ein Anhörungsrecht bei 
der vom Direktorium vorzunehmenden Mittelverteilung.

(5)	�Der Migrationsbeirat ist berechtigt, eine eigenständige Öf-
fentlichkeitsarbeit zu betreiben. Hierbei wird er insbesondere 
vom Presse- und Informationsdienst der Stadt beraten und 
unterstützt.

§ 3 Zuschussvergaben

(1)		�Soweit Haushaltsmittel zur Verfügung stehen, kann der  
Migrationsbeirat nach Maßgabe von Richtlinien Zuschuss-
vergaben empfehlen.

(2)	�Empfehlungen für die Vergabe von Zuschüssen bis 5.000,-- 
Euro trifft ein für diesen Zweck zu bildender Ausschuss 
des Migrationsbeirats (§ 9 Abs. 7), dem durch die Geschäfts-
ordnung zusätzliche Aufgaben übertragen werden können, 
über 5.000,-- Euro die Vollversammlung. Der Vollversamm-
lung vorbehaltene Zuschussvorgänge sind von dem Aus-
schuss vorzubehandeln. In Fällen, bei denen das Entschei-
dungsrecht bei der*dem Oberbürgermeister*in liegt, soll 
davon nur bei Rechtswidrigkeit, Widerspruch zu gesamt
städtischen Belangen oder Widerspruch zu der Gleich
behandlung der Geschlechter abgewichen werden.

§ 4 Pflichten des Migrationsbeirats

(1)		�Der Migrationsbeirat hat Vorlagen der Stadtverwaltung,  
die ihm gemäß § 2 Absatz 3 zur Stellungnahme vorgelegt 
werden, unverzüglich zu behandeln.

(2)	�Der Migrationsbeirat ist gehalten, Anträge und Anliegen 
ausländischer und deutscher Organisationen und Einzel-
personen, die an ihn herangetragen werden, innerhalb von 
drei Monaten zu behandeln und einer Entscheidung zuzu-
führen. Zwischennachrichten sind zu erteilen, wenn sich 
die endgültige Entscheidung länger hinzieht.

(3)	�Bei der Behandlung der Anträge und Anliegen nach Absatz 
2 wird auf Antrag eine Vertretung der*des Antragstellers*in 
durch Beschluss zugezogen. Sie*er erhält das Wort nach 
Maßgabe der Geschäftsordnung des Migrationsbeirats.

§ 5 Besetzung und Amtszeit des Migrationsbeirats

(1)		Der Migrationsbeirat setzt sich zusammen aus

a) 40 gemäß § 7 gewählten stimmberechtigten Mitgliedern,

b) �10 stimmberechtigten Mitgliedern, die im Themenfeld  
Migration zivilgesellschaftlich engagiert sind und die von 
den im Stadtrat vertretenen Fraktionen benannt werden 
gemäß Absatz 3,

c) �sieben beratenden entsandten Mitgliedern gemäß Absatz 
4,

d) �jeweils einem von jeder Stadtratsfraktion entsandten  
beratenden Mitglied,

e) �bis zu neun weiteren beratenden Mitgliedern gemäß  
Absatz 5.

(2)	�Die Sitze für die gewählten stimmberechtigten Mitglieder 
werden entsprechend dem Verhältnis der Gesamtzahl der 
auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallenden gültigen 
Stimmen verteilt. Zum Schutz von Minderheiten gehen an 
die Gruppen Afrika zwei Sitze, an die Gruppe Mittel- und 
Südamerika zwei Sitze und an die Gruppe Asien (ohne  
Türkei) 4 Sitze. Können diese nicht besetzt werden, bleiben 
sie offen.

(3)	�Die Sitze für die benannten stimmberechtigten Mitglieder 
gemäß Absatz 1 b) werden nach dem Verhältnis der im 
Stadtrat vertretenen Fraktionen besetzt. Es ist das Verfah-
ren nach Hare/Niemeyer anzuwenden. Haben Fraktionen 
bei der Verteilung der Sitze gemäß Satz 1 den gleichen An-
spruch auf einen Sitz, so entscheidet das Los. Wird durch 
den Austritt oder Übertritt von Stadtratsmitgliedern das 
Stärkeverhältnis der im Stadtrat vertretenen Fraktionen 
verändert, so findet keine Neuberechnung statt.

(4)		�Die Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände, 
der Deutsche Gewerkschaftsbund, der Münchner Flücht-
lingsrat, die Initiativgruppe zur Förderung von ausländi-
schen Kindern, Jugendlichen und Familien, der Kreis
jugendring München-Stadt, der Rat der Religionen in 
München sowie der Seniorenbeirat entsenden jeweils ein 
beratendes Mitglied.

(5)	�Es werden von einer Einrichtung der Erwachsenenbildung 
bis zu ein beratendes Mitglied, von in der Migrationsarbeit 
tätigen Institutionen bis zu vier beratende Mitglieder, von 
einem Wirtschaftsverband oder einer Handelskammer  
bis zu ein beratendes Mitglied, vom Polizeipräsidium Mün-
chen ein beratendes Mitglied, aus einer Frauenorganisa
tion bis zu ein beratendes Mitglied sowie aus dem Bereich 
LGBTIQA+ bis zu ein beratendes Mitglied entsandt. Die 
Auswahl der Institutionen obliegt dem Migrationsbeirat.

(6)	�Die Amtszeit des Migrationsbeirats beträgt sechs Jahre. 
Sie beginnt jeweils an dem der Wahl folgenden 1. Juni. Die 
konstituierende Sitzung des neu gewählten Migrationsbei-
rats soll spätestens bis Ablauf des auf die Wahl folgenden 
31. Juli einberufen und durchgeführt werden. Bis zur Kons-
tituierung des neugewählten Migrationsbeirats führt der 
bisherige Migrationsbeirat die Geschäfte kommissarisch 
bis zu einem Zeitraum von höchstens zwölf Monaten weiter.

(6a)�Abweichend von Abs. 6 beträgt die Amtszeit in der Amts-
periode 2023-2026 drei Jahre. Sie beginnt mit der konsti-
tuierenden Sitzung des Migrationsbeirats, die spätestens 
bis zum 01. Juni 2023 und frühestens nach Ablauf der 
Amtszeit des bisherigen Migrationsbeirats einzuberufen 
ist. Bis zur Konstituierung des neugewählten Migrations-
beirats führt der bisherige Migrationsbeirat die Geschäfte 
kommissarisch bis zu einem Zeitraum von höchstens  
zwölf Monaten weiter. 

(7) �Gewählte Personen können die Übernahme des Amts ab-
lehnen und Mitglieder das Amt niederlegen; Art. 19 GO  
findet keine Anwendung. Im Falle des nachträglichen Ver-
lustes der Wählbarkeit endet die Mitgliedschaft im Migrati-
onsbeirat. Für jedes ausscheidende Mitglied rückt ein  
neues Mitglied in der Reihenfolge der Nachrücker nach.

(8) �Mitglieder gemäß Abs. 4 und 5 scheiden aus, wenn sie  
der Organisation nicht mehr angehören, von ihr nicht mehr 
anerkannt oder sonst aus einem wichtigen Grund von ihr 
abberufen werden.

§ 6 Teilnahmepflicht

(1)		�Die stimmberechtigten Mitglieder sind verpflichtet, an allen 
Sitzungen der Vollversammlung des Migrationsbeirats und 
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der Ausschüsse, denen sie angehören, teilzunehmen. Das 
Recht zur Abstimmung in den Ausschüssen steht nur den 
Ausschussmitgliedern und im Falle ihrer Verhinderung  
deren Stellvertretung zu.

(2)	�Gegen Mitglieder, die sich ihrer Teilnahmepflicht ohne vor-
herige genügende Entschuldigung entziehen, kann die 
Vollversammlung eine Rüge aussprechen. Entschuldigun-
gen sind in der Regel einzeln für jede Sitzung in Textform 
bei der Geschäftsstelle einzureichen. Nachträgliche Ent-
schuldigungen sind nur zulässig, wenn glaubhaft gemacht 
wird, dass eine vorherige Mitteilung unzumutbar war.

(3)	�Versäumt ein Mitglied nach zwei ausgesprochenen Rügen 
innerhalb von einem Jahr seit der letzten Rüge erneut ohne 
ausreichende Entschuldigung eine Sitzung, so kann die 
Vollversammlung den Verlust des Amtes aussprechen.

§ 7 Wahl des Migrationsbeirats

(1)		�Die stimmberechtigten Mitglieder des Migrationsbeirats 
nach § 5 Abs. 1 a werden in allgemeiner, freier, gleicher 
und geheimer Wahl gewählt.

(2)	�Die Wahl wird von der Stadt gemäß der Wahlordnung für 
den Migrationsbeirat durchgeführt.

§ 8 Vorsitz des Migrationsbeirats

(1)		�Der Migrationsbeirat wählt aus der Mitte der stimmberech-
tigten Mitglieder einen Vorstand, bestehend aus der*dem 
Vorsitzenden, einer ersten Stellvertretung und einer zwei-
ten Stellvertretung.

(2)	�Die gewählten Vorstände können die Übernahme eines Vor-
standsamtes ablehnen oder das Vorstandsamt niederlegen. 
Die Angabe eines wichtigen Grundes ist nicht erforderlich.

(3)	�Die Mitglieder des Vorstandes können aus wichtigem 
Grund vorzeitig abberufen werden, wenn der Antrag auf 
vorzeitige Abberufung von mindestens der Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder des Migrationsbeirats ge-
stellt wird. Der Beschluss der Abberufung bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglie-
der des Migrationsbeirats.

(4)		�Die*der Vorsitzende leitet die Sitzungen des Migrationsbei-
rats.

(5)	�Soweit der Migrationsbeirat beratende Ausschüsse bildet 
und für die beratenden Ausschüsse 
Ausschusssprecher*innen und deren Stellvertretung wählt, 
bilden diese Ausschusssprecher*innen sowie die drei Vor-
standsmitglieder den Erweiterten Vorstand. Die 
Ausschusssprecher*innen werden vor der Besetzung der 
Ausschüsse durch die Vollversammlung gewählt.

(6)	�Jede Staatsangehörigkeit innerhalb des Erweiterten Vor-
standes darf maximal durch zwei Mitglieder vertreten sein. 
Mitglieder mit deutscher Staatsangehörigkeit werden mit 
ihrer ausländischen bzw. ehemaligen Staatsangehörigkeit 
berücksichtigt. Mitglieder mit mehreren (ehemaligen) aus-
ländischen Staatsangehörigkeiten werden mit der (ehema-
ligen) Staatsangehörigkeit berücksichtigt, unter der die  
Bewerbung zur Wahl des Migrationsbeirats erfolgte. Diese 
Festlegung gilt auch für andere Gremien und ist für die  
gesamte Amtszeit verbindlich.

§ 9 Geschäftsgang, Geschäftsführung

(1)		�Der Migrationsbeirat beschließt in Sitzungen. Der Geschäfts-
gang und der Aufgabenvollzug richten sich im Übrigen 

nach der vom Migrationsbeirat zu beschließenden Ge-
schäftsordnung. Die jeweilige Geschäftsordnung bleibt  
solange in Kraft, bis vom amtierenden Migrationsbeirat eine 
neue beschlossen wird. Dies gilt auch nach Ablauf der 
Amtszeit des amtierenden Migrationsbeirats.

(2)	�Beschlüsse dürfen auch mittels Video- oder Telefonkonfe-
renzen gefasst werden. Dazu bedarf es eines vorherigen 
einstimmigen Beschlusses der stimmberechtigten Mitglie-
der in einer Präsenz-Vollversammlung. Im Rahmen dieses 
Beschlusses findet eine Beratung und Beschlussfassung 
darüber statt, inwieweit Video- oder Telefonkonferenzen 
öffentlich oder nichtöffentlich erfolgen sollen.

(3)	�Ein Anspruch auf Bereitstellung einer entsprechenden 
technischen Einrichtung zur Durchführung einer Video- 
oder Telefonkonferenz sowie Einweisung in diese besteht 
nicht. Bei Video- und Telefonkonferenzen, die öffentlich er-
folgen, kann die Öffentlichkeit dadurch hergestellt werden, 
dass die Teilnahme auf elektronischem oder sonstigem 
Weg ermöglicht wird. 
In einer Sitzung nach Absatz 2 dürfen Wahlen (im Sinne 
von § 8 Abs. 1, 5 sowie § 9 Abs. 7) nicht durchgeführt  
werden. Im Übrigen bleiben die für den Geschäftsgang von 
Sitzungen des Migrationsbeirats geltenden Regelungen 
unberührt.

(4)		�Die Vollversammlung des Migrationsbeirats beschließt in 
allen Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. 
Zeitpunkt und Ort der Sitzungen der Vollversammlung sind 
unter Angabe der Tagesordnung rechtzeitig bekannt zu 
machen. Die Sitzungen der Vollversammlung sind öffent-
lich. Sie sind nicht öffentlich, soweit Rücksichten auf das 
öffentliche Wohl oder berechtigte Ansprüche Einzelner es 
erfordern. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in 
nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(5)	�Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder rechtzeitig geladen und die Mehrheit der stimm-
berechtigten Mitglieder anwesend sind.

(6)	�Zu Sitzungen der Vollversammlung zu laden sind darüber 
hinaus Einrichtungen und Behörden, deren Belange be-
rührt sind. Vertreter der Referate haben an den Sitzungen 
des Migrationsbeirats teilzunehmen, soweit ihr Aufgaben-
bereich berührt ist.

(7)	�Der Ausschuss nach § 3 Absatz 2 Satz 1 besteht aus acht 
stimmberechtigten Mitgliedern zuzüglich der*dem Vorsit-
zenden des Migrationsbeirats. Jede Staatsangehörigkeit 
innerhalb der acht stimmberechtigten Mitglieder darf  
maximal durch zwei Mitglieder vertreten sein. § 8 Absatz 6  
Sätze 2 - 4 gelten entsprechend. Die Mitglieder werden 
vom Migrationsbeirat aus dessen Mitte gewählt. Gewählt 
sind diejenigen Personen, die die meisten abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten haben und die Wahl annehmen. 
Sollten nicht ausreichend Staatsangehörigkeiten vertreten 
sein bzw. können aus anderen Gründen nicht alle Sitze  
im Ausschuss besetzt werden, so ist die Anzahl der stimm-
berechtigten Mitglieder entsprechend den vorhandenen 
Staatsangehörigkeiten bzw. den besetzbaren Sitzen zu  
reduzieren.

(8)	�Beschlüsse des Migrationsbeirats werden in offener Ab-
stimmung mit Mehrheit der Abstimmenden gefasst. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Die Beschlüs-
se werden von der*dem Vorsitzenden dem Direktorium  
zugeleitet.

(9)	�Die Geschäftsführung des Migrationsbeirats obliegt der 
Geschäftsstelle. Die Geschäftsstelle ist Teil der Stadtver-
waltung und organisatorisch dem Direktorium zugeordnet. 
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Die Geschäftsstelle gewährleistet den ordnungsgemäßen 
Gang der Geschäfte des Migrationsbeirats.

§ 10 Entschädigung

(1)		�Für die Teilnahme an den Vollversammlungen des Migrati-
onsbeirats erhalten die Mitglieder des Migrationsbeirats 
eine Aufwandsentschädigung (Sitzungsgeld), die in der 
Höhe der Aufwandsentschädigung von Bezirksausschuss-
mitgliedern für die Teilnahme an Sitzungen des Bezirks-
ausschusses entspricht.  
Für die Teilnahme an allen weiteren Sitzungen des Migrati-
onsbeirats sowie für die Teilnahme an Besprechungen, zu 
denen die*der Vorsitzende des Migrationsbeirats oder die 
Stadtverwaltung einlädt, erhalten die Mitglieder des Migra-
tionsbeirats eine Aufwandsentschädigung, die in der Höhe 
der Aufwandsentschädigung der Bezirksausschussmitglie-
der für die Teilnahme an Unterausschusssitzungen ent-
spricht. 
Die Aufwandsentschädigung nach Satz 2 wird auch ge-
zahlt für die Teilnahme eines Mitglieds des Migrations
beirats an Sitzungen von Bezirksausschüssen, soweit das 
Mitglied durch Beschluss der Vollversammlung des Migra-
tionsbeirats für die Teilnahme an diesen Sitzungen für  
zuständig erklärt wurde.  
Die Aufwandsentschädigung wird für höchstens 48 Sitzun-
gen bzw. Besprechungen pro Jahr und Mitglied gewährt.

(2)	�Der*dem Vorsitzenden des Migrationsbeirats wird neben 
dem Sitzungsgeld eine monatliche Aufwandsentschädi-
gung von 506,-- Euro, den Stellvertretungen wird neben 
den Sitzungsgeldern eine monatliche Aufwandsentschädi-
gung von 176,-- Euro gewährt. Die Sprecher*innen der 
Ausschüsse (Ausschussvorsitzende) erhalten neben dem 
Sitzungsgeld eine monatliche Aufwandsentschädigung von 
77,-- Euro.

(3) 	�Arbeiter*innen und Angestellte haben außerdem Anspruch 
auf Ersatz für den aus Anlass der ehrenamtlichen Tätigkeit 
entstandenen Verdienstausfall. Die Ersatzleistung darf, wenn 
sie nicht für die Teilnahme an Sitzungen des Migrations
beirats ausbezahlt wird, für nicht mehr als fünf Stunden/
Woche gewährt werden; insgesamt (d.h. einschließlich der 
Sitzungstätigkeit) darf ihr zeitlicher Umfang ein Fünftel der 
wöchentlichen Normalarbeitszeit nicht übersteigen. Die 
unumgängliche Notwendigkeit des Arbeits- und Dienstver-
säumnisses ist bei der Ersatzanforderung nachzuweisen.

(4)		�Die Mitglieder des Migrationsbeirats haben Anspruch auf 
Entschädigung der Aufwendungen für eine entgeltliche 
Kinderbetreuung während der Teilnahme an allen Sitzun-
gen und Besprechungen, für die sie eine Entschädigung 
nach Absatz 1 erhalten. Dies gilt, soweit das Kind das  
12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen einer 
Behinderung oder aus anderem Grund der Betreuung be-
darf und von keinem weiteren Angehörigen des Haushalts 
betreut werden kann und daher eine Fremdbetreuung ge-
gen Entgelt erforderlich ist. Erstattungsfähig sind die tat-
sächlich entstandenen und nachgewiesenen Kinderbetreu-
ungskosten bis zu einem Höchstbetrag von 12 Euro je 
Stunde und maximal bis zu 5 Stunden pro Termin.

§ 11 Inkrafttreten

(1)		�Diese Satzung tritt am 17.03.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über den Migrationsbeirat der Landeshaupt-
stadt München vom 16. Oktober 1989 (MüABl. S. 402),  
zuletzt geändert durch Satzung vom 30. Dezember 2021 
(MüABl. 2022 S. 18), außer Kraft.

(2)	�§ 5 Absatz 6a dieser Satzung tritt am 30. Mai 2026 außer 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 10.08.2022 beschlossen.

München, 7. September 2022		  Dieter Reiter
				   Oberbürgermeister

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes  
(BImSchG) sowie der Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen (1. BImSchV); 
Erlass einer Allgemeinverfügung zur befristeten Wieder­
inbetriebnahme von älteren Holzfeuerungsanlagen nach 
der 1. BImSchV aufgrund der Gasmangellage

Die Landeshauptstadt München erlässt als Kreisverwaltungs-
behörde die folgende 

Allgemeinverfügung:

1.	�Gemäß §§ 25 und 26 der 1. BImSchV außer Betrieb genom-
mene Holzfeuerungsanlagen der 1. BImSchV, die noch nicht 
abgebaut wurden und für die der Betreiber ein Formular 
zum Vorhalten für den Notbetrieb beim zuständigen bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger eingereicht hat, dürfen 
vorübergehend wieder in Betrieb genommen werden. 

2.	�Durch die Wiederinbetriebnahme der Holzfeuerung muss 
der Betrieb einer vorhandenen Gasheizung ganz oder teil-
weise ersetzt werden. 

3.	�Mit dem Betrieb der Holzfeuerungsanlage darf erst begon-
nen werden, wenn der Betreiber die Aufnahme des Betriebs 
unter Vorlage des ordnungsgemäß unterschriebenen For-
mulars „Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer Einzel-
raumfeuerungsanlage für feste Brennstoffe“ oder des For-
mulars „Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer 
zentralen Heizungsanlage für feste Brennstoffe“ bei der 
Kreisverwaltungsbehörde Landeshauptstadt München,  
Referat für Klima- und Umweltschutz, Bayerstraße 28a, 
80335 München angezeigt hat oder aktuell anzeigt.  
Mit der Anzeige ist zu bestätigen, dass die Feuerungsanlage 
lediglich stillgelegt, jedoch noch nicht abgebaut wurde.  
Vor Betriebsaufnahme hat der Betreiber den zuständigen 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger über diese zu 
unterrichten. 

4.	�Diese Allgemeinverfügung tritt am  01.09.2022 in Kraft. Sie 
tritt mit Ablauf des  31.05.2023 außer Kraft. 

Gründe:

I.
Das Ausrufen der Alarmstufe des Notfallplans Gas und die 
jüngsten Aktivitäten des Bundesgesetzgebers rechtfertigen 
es, bestimmt Holzfeuerungsanlagen, die die Vorgaben der  
1. BImSchV nicht (mehr) einhalten können, zeitlich befristet 
wieder in Betrieb zu nehmen. Das Bayerische Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV) hält es für zwin-
gend erforderlich, die dafür nötigen Ausnahmezulassungen 
mithilfe von Allgemeinverfügungen durch die bayerischen 
Kreisverwaltungsbehörden zu erteilen. 

II.
Die Landeshauptstadt München ist als Kreisverwaltungs
behörde für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sachlich  
(Art. 1 Abs. 3 Nr. 3 des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes 
(BayImSchG) und örtlich (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) zuständig. 
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Diese Allgemeinverfügung stützt sich auf § 22 der 1. BImSchV 
i. V. m. Art. 35 Satz 2 Alt. 1 BayVwVfG. Demnach kann die 
Kreisverwaltungsbehörde Landeshauptstadt München auf 
Antrag Ausnahmen von den Anforderungen der 1. BImSchV 
zulassen, soweit diese im Einzelfall wegen besonderer Um-
stände durch einen unangemessenen Aufwand oder in sonsti-
ger Weise zu einer unbilligen Härte führen würden und schäd-
liche Umwelteinwirkungen nicht zu befürchten sind. 

Dem Antragserfordernis des § 22 der 1. BImSchV wird dadurch 
genüge getan, dass der unteren Immissionsschutzbehörde, 
namentlich dem Referat für Klima- und Umweltschutz, eines 
der unter 3. genannten ordnungsgemäß unterschriebenen 
Formulare zum Vorhalten für den Notbetrieb mindestens als 
Kopie vorliegt. Das Tatbestandsmerkmal „im Einzelfall“ ist weit 
auszulegen und dadurch gegeben, dass eine konkrete Feue-
rungsanlagengruppe Gegenstand der Allgemeinverfügung ist. 

Zusätzlich muss eine unbillige Härte vorliegen und schädliche 
Umwelteinwirkungen dürfen nicht zu befürchten sein. Am 
12.07.2022 ist ein zusätzlicher Abschnitt des BImSchG in Kraft 
getreten, der die Überschrift „Brennstoffwechsel bei einer 
Mangellage“ trägt. Mit Schreiben vom 14.07.2022 hat das 
StMUV dargelegt, dass diese neuen Vorschriften Feuerungs-
anlagen im Anwendungsbereich der 13. und 44. BImSchV  
betreffen und der Bundesgesetzgeber in der amtlichen Be-
gründung eine die Gaseinsparung begünstigende Auslegung 
der jeweiligen Tatbestandsmerkmale befürwortet. Im Ergebnis 
werden dadurch Überschreitungen von sonst einzuhaltenden 
Grenzwerten befristet hingenommen, die auf Gasversorgungs-
schwierigkeiten beruhen (ausgerufene Alarmstufe des Notfall-
plans Gas). 

Mit Schreiben des StMUV vom 14.07.2022 wurde die Ausle-
gung auch im Anwendungsbereich der 17. BImSchV ange-
wandt. Grund hierfür ist die insoweit identische Interessenla-
ge (Sicherung der Gasversorgung). Gleiches muss nun auch 
im Anwendungsbereich der 1. BImSchV erfolgen, da die gegen-
ständlichen Feuerungsanlagen die Grenzwerte der 1. BImSchV 
nicht einhalten können. Im Bereich der großen und mittel
großen Feuerungsanlagen ging der Bundesgesetzgeber bei 
Erlass der §§ 31a bis -31d BImSchG nicht davon aus, dass  
bei solchen Ausnahmezulassungen schädliche Umwelteinwir-
kungen zu befürchten sind. Damit kann auch bei Ausnahme-
zulassungen nach der 1. BImSchV nicht davon ausgegangen 
werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen zu befürchten 
sind, solange die Ausnahmezulassung zeitlich hinreichend  
befristet ist.
 
Das Vorliegen einer unbilligen Härte muss wegen der gegen-
wärtigen Gasversorgungssituation (Ausrufen der Alarmstufe 
des Notfallplans Gas) als gegeben angesehen werden, wenn 
die Holzfeuerungsanlage für den Notbetrieb vorgehalten wird. 
Der Betrieb dieser Feuerungsanlagen trägt in hohem Maße 
dazu bei, dass Gas eingespart wird. Dieser Intention folgend 
legt der Bundesgesetzgeber auch seit 12. Juli 2022 geltenden 
Vorschriften zum Brennstoffwechsel in einer Mangellage  
(§§ 31a bis 31d BImSchG) weit aus. 

Die Allgemeinverfügung ist gem. Art. 41 Abs. 3 Satz 2 BayV-
wVfG öffentlich bekannt zu machen. Das Tatbestandsmerk-
mal der Untunlichkeit ist zu bejahen, weil das der Sicherung 
der Gasversorgung dienende Vorgehen eilig ist und die einzel-
nen Betroffenen nicht schnell genug zu erreichen sind.

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen 
Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsaktes dieser 
zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als be-
kannt gegeben. 

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, 
Abs. 4 BayVwVfG i. V. m. § 1 Abs. 2 der Satzung über die  

öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weise im Bereich 
der Landeshauptstadt München v. 30.09.2020 (Bekanntma-
chungssatzung) durch Veröffentlichung in Rundfunk, Presse 
und dem Internet (www.muenchen.de) bekanntgegeben. 

Danach kann eine Allgemeinverfügung im Internetauftritt der 
Landeshauptstadt München, in Rundfunk oder Medien oder 
durch geeignete Kommunikationsmittel bekanntgemacht wer-
den, wenn es zur Verhütung erheblicher Gefahren für Leben, 
Gesundheit oder zum Schutz von Sachgütern erforderlich ist 
und eine Bekanntmachung nach § 1 Abs. 1 Bekanntma-
chungssatzung (im Amtsblatt) nicht rechtzeitig möglich ist. 

Die Bekanntmachung ist anschließend unverzüglich auch 
nach § 1 Abs. 1 Bekanntmachungssatzung zu veröffentli-
chen. 

Die Bekanntmachung im Münchener Amtsblatt muss, auch 
bei Notbekanntmachungen, einige Tage im Voraus mit dem 
Amtsblatt vereinbart werden. Um die aktuelle konkrete Ge-
fährdung der Sicherheit der Personen, die sich in der Mün-
chener Innenstadt aufhalten, und deren Tiere aufgrund einer 
Gasmangellage umgehend zu verhüten, war es erforderlich 
die Allgemeinverfügung vorab im Internet, Presse und Rund-
funk bekanntzugeben, um den Schutz von Leben und Ge-
sundheit von Menschen und Tieren gewährleisten zu können. 

Die anschließend unverzügliche Bekanntmachung im Mün-
chener Amtsblatt gemäß § 1 Abs. 1 der Bekanntmachungs-
satzung ist gewährleistet.

Hinweise:

a.	�Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfü-
gende Teil einer Allgemein-verfügung öffentlich bekannt zu 
machen. Die Allgemeinverfügung liegt mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung in der Kreisverwaltungsbehörde  
Landeshauptstadt München, Referat für Klima- und Um-
weltschutz, Bayerstraße 28a, Raum 3043 80335 München] 
zur Einsicht aus. Sie kann nach vorheriger Terminvereinba-
rung während der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen 
werden (Art. 41 Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG). 

b.	�Ab dem Außerkrafttreten der Allgemeinverfügung können 
die betreffenden Feuerungsanlagen wieder nur im Not
betrieb genutzt werden. Eine regelmäßige Nutzung der 
Feuerungsanlagen ist dann nicht mehr möglich. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach der Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei 
	 Bayerisches Verwaltungsgericht München
	 Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
	 Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

b)	�Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind. 

Hinweise:

	– Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht zugelas-
sen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!

	– Seit 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Perso-
nenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
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Weiterer Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 14. September 2022	� Referat für Klima- und 
Umweltschutz

			  Abteilung Stabsstelle Recht
			  RKU-RL-R
			  gez.Mack
			  Leitender Verwaltungsdirektor

Öffentliche Sitzung des Verwaltungs- und Personalausschusses als Feriensenat vom 07. September 2022 
                                                                                                                                               Beschlussseite zu TOP 3   

(Allgemeinverfügung: Temp. Abweichung von 1. BImSchV)

Beschluss (gegen die Stimme von DIE LINKE./Die PARTEI):

1. Die Allgemeinverfügung wird gemäß Anlage erlassen.  

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Allgemeinverfügung im Amtsblatt 

der Landeshauptstadt München bekannt zu machen. 

3. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 
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LANDESINNUNGSVERBAND FÜR DAS BAYERISCHE KAMINKEHRERHANDWERK 
- ABTEILUNG TECHNIK – 

Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer Einzelraumfeuerungsanlage für feste Brennstoffe 
 

Gemäß der 1. Bundes-Immissionsschutzverordnung – 1. BImSchV sind Einzelraumfeuerungsanlagen, die die 
Einhaltung der in § 26 Abs. 1 genannten Grenzwerte nicht nachweisen können, außer Betrieb zu nehmen. Der 
Zeitpunkt der Nachrüstung oder Außerbetriebnahme ist an Ihrer Einzelraumfeuerungsanlage bereits 
verstrichen. 

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht gehen von einer nicht mehr betrieben Einzelraumfeuerungsanlage 
keine nennenswerten Gefahren oder Belastungen für die Umwelt hervor. 

Mit der Unterzeichnung der Erklärung zur Stilllegung einer Einzelraumfeuerungsanlage erklären Sie bindend, 
dass Sie die Sorge tragen, dass Ihre Einzelraumfeuerungsanlage nicht mehr betrieben wird.  

Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen und sicheren Betriebes der Feuerungsanlage für feste Brennstoffe 
für sogenannte Notfälle sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Ihre Feuerstätte für feste Brennstoffe wird nur für Notfälle (z.B. Katastrophenfall) vorgehalten. Dies 
bedeutet, dass die Feuerungsanlage nur im vorgenannten Ausnahmefall betrieben wird.  

2. Beim Notbetrieb muss der Betreiber der betriebsbereiten Feuerungsanlage, die/den bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in umgehend informieren. 

3. Der Notbetrieb der Feuerstätte darf nur mit zugelassenen und geeigneten Brennstoffen nach 
Herstellerangaben der Feuerstätte und gemäß der 1. BImSchV erfolgen. 

4. Die jährliche Überprüfung der Abgasanlage durch einen zugelassenen Schornsteinfegerbetrieb nach 
Nr. 1.10 der Kehr- und Überprüfungsordnung ihrer Abgasanlage bleibt erhalten, weil ihre 
betriebsbereite, jedoch dauernd unbenutzte Feuerstätte weiterhin angeschlossen ist. Bei Anschluss 
von mehreren Feuerstätten an eine Abgasanlage (Mehrfachbelegung) richtet sich die Anzahl der 
Kehrungen oder Überprüfungen nach der Feuerstätte, für die die höchste Anzahl der Kehrungen oder 
Überprüfungen festgesetzt ist. Die Kosten für die jährliche Überprüfung müssen von Ihnen getragen 
werden. Die Angaben zur fristgerechten Ausführung hierzu sind dem Feuerstättenbescheid des 
Grundstücks zu entnehmen. 

5. Unabhängig dieser oben genannten Regelungen (Nr.1-4) sind alle anderweitigen weitergehenden 
Verpflichtungen (z.B. SchfHwG, KÜO, 1.BImSchV), die den Betrieb von Feuerungsanlagen regeln, in 
diesem Zusammenhang beispielsweise die Durchführung der Feuerstättenschau,  einzuhalten und die 
anfallenden Gebühren zu übernehmen. 

6. Wird festgestellt, dass eine Feuerungsanlage entgegen § 26 Abs. 2 weiterbetrieben wird, kann durch 
die zuständige Behörde gemäß § 24 der 1. BImSchV ein Bußgeld gegen den Betreiber verhängt 
werden. 

Die Verpflichtung zur jährlichen Überprüfung nach Nr. 1.10 der KÜO können nur durch eine dauerhafte 
stillgelegte Anlage aufgehoben werden, wenn die Anschlussöffnungen für Feuerstätten an der Abgasanlage 
dichte Verschlüsse aus nicht brennbaren Stoffen unter Beachtung der erforderlichen Feuerwiderstandsdauer 
der Abgasanlage haben, und eine Mitteilung über die dauerhafte Stilllegung an den/die zuständige/n 
bevollmächtigte/n Bezirksschornsteinfeger/in schriftlich erfolgt ist (KÜO § 1 Abs. 3 Nr. 1). 

(Bitte zur Kenntnis nehmen und unterschrieben an die/den zuständige/n bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in zurück senden) 
 

 

__________________________________                  __________________________________          
Datum, Unterschrift Eigentümer/Vermieter                  Datum, Unterschrift Betreiber 
 

LANDESINNUNGSVERBAND FÜR DAS BAYERISCHE KAMINKEHRERHANDWERK 
- ABTEILUNG TECHNIK – 

Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer zentralen Heizungsanlage für feste Brennstoffe 
 

Gemäß der 1. Bundesimmissionsschutzverordnung (1. BImSchV) unterliegen zentrale Heizungsanlagen für 
feste Brennstoffe einer wiederkehrenden immissionsschutzrechtlichen und gemäß der Kehr- und 
Überprüfungsordnung (KÜO § 1 Abs. 1) einer sicherheitstechnischen Überprüfung. Von der Kehr- und 
Überprüfungspflicht ausgenommen sind dauernd unbenutzte Anlagen, wenn die Anschlussöffnungen für die 
Feuerstätten an der Abgasanlage dichte Verschlüsse aus nicht brennbaren Baustoffen haben. Werden 
Feuerungsanlagen zwar für den Notfall in Betriebsbereitschaft erhalten, sind diese im Übrigen jedoch 
unbenutzt, ist eine jährliche Überprüfungspflicht der Feuerungsanlage (Kamin, Verbindungsstück, 
Verbrennungsluftversorgung) gegeben (siehe Nr. 1.10 der Anlage 1 zur KÜO). 

Ihre Heizungsanlage für feste Brennstoffe wird nur für Notfälle (z.B. Ausfall des für die Beheizung des 
Gebäudes vorgesehenen Heizungssystems) vorgehalten. Dies bedeutet, dass die Feuerungsanlage nur im 
vorgenannten Ausnahmefall betrieben wird. 

Die Pflicht eine wiederkehrende Überprüfung der Emissionen durchführen zu lassen ist in den §§ 14, 15 und 
25 der 1. BImSchV geregelt. Die Vorschrift verpflichtet die Betreiber bestimmter Feuerungsanlagen, 
Messungen durch eine/n Schornsteinfeger/in durchführen zu lassen. Bei dauernd unbenutzten Feuerstätten 
wird eine Anlage nicht betrieben. Somit ist eine Überwachung zur Einhaltung der Grenzwerte der 1. BImSchV 
nicht durchzuführen. Sobald jedoch eine solche Feuerstätte wieder betrieben wird, ist eine Feststellung der 
Staub- und Kohlenmonoxid-Emissionen gemäß der 1. BImSchV erforderlich. Der Betreiber ist dann 
verpflichtet, die/den zuständige/n bevollmächtigte/n Bezirksschornsteinfeger/in unverzüglich darüber zu 
informieren (§ 1 Abs. 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz). 

Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen und sicheren Betriebes der Feuerungsanlage für feste Brennstoffe 
in Notfällen sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Eine anderweitige, als der oben genannten Nutzung (nur Vorhaltung für den Notbetrieb im 
Katastrophenfall) des Heizkessels (Heizbetrieb) zieht eine immissionsschutzrechtliche 
Überwachung gemäß §§ 14, 15 und 25 der 1. BImSchV nach sich. 

2. Beim Ausfall der Fernwärme- oder anderweitigen zentralen Wärmeversorgung und Notbetrieb 
der unbenutzten Feuerungsanlage, hat der Betreiber die/den bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in umgehend zu informieren damit die geforderte Überwachung der 
Grenzwerte erfolgen kann. 

3. Der Notbetrieb der Feuerstätte darf nur mit zugelassenen und geeigneten Brennstoffen gemäß 
der 1. BImSchV erfolgen. 

4. Die Feuerungsanlage ist zum Erhalt der Betriebs- und Brandsicherheit für den Notfall einmal 
jährlich durch eine/n Schornsteinfeger/in zu überprüfen (siehe Nr. 1.10 der Anlage 1 zur KÜO). 
Die Angaben zur fristgerechten Ausführung hierzu sind dem Feuerstättenbescheid des 
Grundstücks zu entnehmen. 

5. Unabhängig dieser oben genannten Regelungen (Nr.1–4) sind alle weitergehenden 
Verpflichtungen (z.B. SchfHwG, KÜO, 1.BImSchV, EnEV), die den Betrieb von 
Feuerungsanlagen regeln, in diesem Zusammenhang beispielsweise die Durchführung der 
Feuerstättenschau, einzuhalten und die anfallenden Gebühren zu übernehmen. 

6. Wird festgestellt, dass eine Feuerungsanlage entgegen § 25 Abs. 1 weiterbetrieben wird, kann 
durch die zuständige Behörde gemäß § 24 der 1. BImSchV ein Bußgeld gegen den Betreiber 
verhängt werden. 

(Bitte zur Kenntnis nehmen und unterschrieben an die/den zuständige/n bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in zurück senden) 

__________________________________                                       __________________________________  
Datum, Unterschrift Eigentümer/Vermieter                  Datum, Unterschrift Betreiber 
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LANDESINNUNGSVERBAND FÜR DAS BAYERISCHE KAMINKEHRERHANDWERK 
- ABTEILUNG TECHNIK – 

Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer zentralen Heizungsanlage für feste Brennstoffe 
 

Gemäß der 1. Bundesimmissionsschutzverordnung (1. BImSchV) unterliegen zentrale Heizungsanlagen für 
feste Brennstoffe einer wiederkehrenden immissionsschutzrechtlichen und gemäß der Kehr- und 
Überprüfungsordnung (KÜO § 1 Abs. 1) einer sicherheitstechnischen Überprüfung. Von der Kehr- und 
Überprüfungspflicht ausgenommen sind dauernd unbenutzte Anlagen, wenn die Anschlussöffnungen für die 
Feuerstätten an der Abgasanlage dichte Verschlüsse aus nicht brennbaren Baustoffen haben. Werden 
Feuerungsanlagen zwar für den Notfall in Betriebsbereitschaft erhalten, sind diese im Übrigen jedoch 
unbenutzt, ist eine jährliche Überprüfungspflicht der Feuerungsanlage (Kamin, Verbindungsstück, 
Verbrennungsluftversorgung) gegeben (siehe Nr. 1.10 der Anlage 1 zur KÜO). 

Ihre Heizungsanlage für feste Brennstoffe wird nur für Notfälle (z.B. Ausfall des für die Beheizung des 
Gebäudes vorgesehenen Heizungssystems) vorgehalten. Dies bedeutet, dass die Feuerungsanlage nur im 
vorgenannten Ausnahmefall betrieben wird. 

Die Pflicht eine wiederkehrende Überprüfung der Emissionen durchführen zu lassen ist in den §§ 14, 15 und 
25 der 1. BImSchV geregelt. Die Vorschrift verpflichtet die Betreiber bestimmter Feuerungsanlagen, 
Messungen durch eine/n Schornsteinfeger/in durchführen zu lassen. Bei dauernd unbenutzten Feuerstätten 
wird eine Anlage nicht betrieben. Somit ist eine Überwachung zur Einhaltung der Grenzwerte der 1. BImSchV 
nicht durchzuführen. Sobald jedoch eine solche Feuerstätte wieder betrieben wird, ist eine Feststellung der 
Staub- und Kohlenmonoxid-Emissionen gemäß der 1. BImSchV erforderlich. Der Betreiber ist dann 
verpflichtet, die/den zuständige/n bevollmächtigte/n Bezirksschornsteinfeger/in unverzüglich darüber zu 
informieren (§ 1 Abs. 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz). 

Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen und sicheren Betriebes der Feuerungsanlage für feste Brennstoffe 
in Notfällen sind folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Eine anderweitige, als der oben genannten Nutzung (nur Vorhaltung für den Notbetrieb im 
Katastrophenfall) des Heizkessels (Heizbetrieb) zieht eine immissionsschutzrechtliche 
Überwachung gemäß §§ 14, 15 und 25 der 1. BImSchV nach sich. 

2. Beim Ausfall der Fernwärme- oder anderweitigen zentralen Wärmeversorgung und Notbetrieb 
der unbenutzten Feuerungsanlage, hat der Betreiber die/den bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in umgehend zu informieren damit die geforderte Überwachung der 
Grenzwerte erfolgen kann. 

3. Der Notbetrieb der Feuerstätte darf nur mit zugelassenen und geeigneten Brennstoffen gemäß 
der 1. BImSchV erfolgen. 

4. Die Feuerungsanlage ist zum Erhalt der Betriebs- und Brandsicherheit für den Notfall einmal 
jährlich durch eine/n Schornsteinfeger/in zu überprüfen (siehe Nr. 1.10 der Anlage 1 zur KÜO). 
Die Angaben zur fristgerechten Ausführung hierzu sind dem Feuerstättenbescheid des 
Grundstücks zu entnehmen. 

5. Unabhängig dieser oben genannten Regelungen (Nr.1–4) sind alle weitergehenden 
Verpflichtungen (z.B. SchfHwG, KÜO, 1.BImSchV, EnEV), die den Betrieb von 
Feuerungsanlagen regeln, in diesem Zusammenhang beispielsweise die Durchführung der 
Feuerstättenschau, einzuhalten und die anfallenden Gebühren zu übernehmen. 

6. Wird festgestellt, dass eine Feuerungsanlage entgegen § 25 Abs. 1 weiterbetrieben wird, kann 
durch die zuständige Behörde gemäß § 24 der 1. BImSchV ein Bußgeld gegen den Betreiber 
verhängt werden. 

(Bitte zur Kenntnis nehmen und unterschrieben an die/den zuständige/n bevollmächtigte/n 
Bezirksschornsteinfeger/in zurück senden) 

__________________________________                                       __________________________________  
Datum, Unterschrift Eigentümer/Vermieter                  Datum, Unterschrift Betreiber 
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Allgemeinverfügung der Landeshauptstadt München  
zur Erteilung einer allgemeinen Genehmigung nach 
§ 144 Abs. 3 BauGB in dem förmlich festgelegten  
Sanierungsgebiet „Neuperlach Nord“

I.
1. Auf Grundlage des § 144 Abs. 3 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), wird in dem 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet „Neuperlach Nord“ 
die sanierungsrechtliche Genehmigung allgemein erteilt für 

	– die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines Grundstücks 
und die Bestellung und Veräußerung eines Erbbaurechts  
(§ 144 Abs. 2 Nr. 1 BauGB), soweit es sich um die Veräuße-
rung von Wohnungs- und Teileigentum, Wohnungserbbau-
recht und das Dauerwohnrecht jeweils nach dem Woh­
nungseigentumsgesetz (WEG) handelt.

	– die Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts  
(§ 144 Abs. 2 Nr. 2 Halbsatz 1 BauGB), soweit dieses Woh-
nungs- und Teileigentum, Wohnungserbbaurecht und das 
Dauerwohnrecht jeweils nach dem Wohnungseigen­
tumsgesetz (WEG) betrifft.

	– einen schuldrechtlichen Vertrag, durch den eine Verpflich-
tung zu einem der in § 144 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 BauGB 
genannten Rechtsgeschäfte begründet wird (§ 144 Abs. 2 
Nr. 3 Halbsatz 1 BauGB), soweit diese Wohnungs- und 
Teileigentum, Wohnungserbbaurecht und das Dauerwohn-
recht jeweils nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
(WEG) betrifft.

2. Für alle nicht unter I. 1. aufgeführten Rechtsvorgänge ist 
weiterhin eine sanierungsrechtliche Genehmigung zu beantra-
gen.

3. Der räumliche Geltungsbereich dieser Allgemeinverfügung 
umfasst das Sanierungsgebiet „Neuperlach Nord“. Der Um-
griff ergibt sich aus Anlage 1 dieser Allgemeinverfügung.
Die Anlage 1  ist Bestandteil der Allgemeinverfügung.

4. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung können jeder-
zeit für das vorgenannte Gebiet oder Teile davon widerrufen 
werden (Art. 49 Abs. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (BayVwVfG)).

5. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung als bekannt gegeben (Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG).

Begründung: 

Die Bekanntmachung der Sanierungssatzung „Neuperlach 
Nord“ erfolgte im Amtsblatt der Landeshauptstadt München 
Nr. 10 vom 11.04.2022. 

In dem von der Allgemeinverfügung betroffenen Gebiet ist 
nicht von einer Erschwerung der Sanierung durch die von Zif-
fer 1 dieser Allgemeinverfügung erfassten Vorgänge auszuge-
hen, sodass mithin eine Allgemeinverfügung erteilt werden 
kann. 
Vorgänge nach § 144 Abs. 2 Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 BauGB, die 
das Eigentum an dem gesamten Grundstück (unaufgeteilt)  
betreffen, können jedoch die Durchführung der Sanierung un-
möglich machen oder wesentlich erschweren oder den Sanie-
rungszielen und -zwecken zuwiderlaufen. Sie sind daher von 
der Allgemeinverfügung in sachlicher Hinsicht nicht erfasst 
und werden nach wie vor hinsichtlich der Erteilung einer  
sanierungsrechtlichen Genehmigung überprüft. 

Nach Art. 41 Abs. 4 S. 3 BayVwVfG gilt bei öffentlicher Be-
kanntgabe eines Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach 
der ortsüblichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. In  

einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender  
Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende 
Tag bestimmt werden (Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG). Da die 
Vorweggenehmigung im Interesse einer zügigen Durchfüh-
rung der Sanierung liegt, wurde von dieser Regelung Gebrauch 
gemacht. 

II.
Hinweise 

Bezüglich der Vorhaben, die gemäß § 144 Abs. 1 BauGB ge-
nehmigungspflichtig sind, sowie der Rechtsvorgänge, die 
nicht gemäß I. 1. dieser Allgemeinverfügung aufgeführt sind, 
ist nach wie vor die Beantragung und Erteilung einer sanie-
rungsrechtlichen Genehmigung erforderlich. 

Diese Allgemeinverfügung ersetzt weder eine bauaufsichtliche 
noch eine nach anderen Vorschriften außerhalb des Sanie-
rungsrechts erforderliche Genehmigung oder Erlaubnis.

III. 
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig. 

München, 16. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung

Anlagen:
Umgriff des Sanierungsgebiets „Neuperlach Nord“
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hildegardstr. 4a - 4b]
Gemarkung München 1 / Flurnr. 2115/0 / Stadtbezirk: 1
Sanierung einer Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 08.09.2022, Az. 1.2-2022-10349-21, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 2113, 2114, 2116 und 2117, die dem  
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1  
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 124, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24531.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 08. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Seitzstr.16
Gemarkung München 1 / Flurnr. 1706/2 / Stadtbezirk: 1
Umbau eines Büro- und Technikgebäudes zu einem  
Gebäude mit Wohnen und Gewerbe, Neubau eines  
Stadthauses – TEKTUR zu 1.2-2019-17496-21

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 08.09.2022, Az. 1.232-2022-13482-21, wurde 

die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 1701, 1701/4, 1705, 1706, 1706/10 und 
1706/13 sowie straßengegenüberliegend Fl.Nr. 1721, 1721/5, 
1723/3, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmi-
gungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenann-
ten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentü-
mern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 124, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24531.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 08. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Mozartstr. 4
Gemarkung V / Flurnr. 9850/2 / Stadtbezirk 2
Neubau eines Bürogebäudes mit Tiefgarage  
mit 32 Stellplätze – TEKTUR zu 1.2-2021-11484-21 –  
jetzt: TG mit 30 Stpl.und Umstruktierung der Grundrisse 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.09.2022, Az. 1.202-2022-10420-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 9840, Fl.Nr.: 9841, Fl.Nr.: 9842, Fl.Nr.: 
9851, Fl.Nr.: 9852 und Fl.Nr.: 9856, die dem Vorhaben nicht 
zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Aus-
fertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
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Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum 
von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderli-
che Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 
Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-21@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25560.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 19. September 2022	� Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Jutastr. 28
Gemarkung Neuhausen / Flurnr. 458/35 / Stadtbezirk: 9
Anbau eines Balkons und Einbau einer Fenstertür

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 16.09.2022, Az. 1.2-2022-7361-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl. Nr. 458/4, Fl. Nr. 458/7, Fl. Nr. 458/70 und 
Fl. Nr. 443/3, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-

baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 16. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Rottmannstr. 14 c 
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 5361/0 / Stadtbezirk: 3
Abbruch eines Telekomgebäudes zur Errichtung 2er 
Wohnhäuser (24 WE) und einer Tiefgarage  
mit halbautomatischem Parksystem

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 20.09.2022, Az. 1.2-2021-19288-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen, Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 5330, Fl.Nr. 5331, Fl.Nr. 5332, Fl.Nr. 
5333, Fl.Nr. 5361/1, Fl.Nr. 5362, 5362/2 und Fl.Nr. 5363/3, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem
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Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 20. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Augustenstr. 79
Gemarkung Sektion III / Flurnr. 5122/0 / 3. Stadtbezirk
Nutzungsänderung einer Büroeinheit in eine Wohnung 
 im DG (VGB)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.09.2022, Az. 1.23-2022-12601-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter Auf-
lagen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 5116, 5111, 5117, 5121 und Fl.Nr. 5123, 
die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befin-
den, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 209, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-

gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 19. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Nymphenburger Str. 23
Gemarkung: Sektion IV, Fl.Nr.: 6429/0, Stadtbezirk: 3
Nutzungsänderung eines Büros (Kanzlei)  
zu einer Ferienwohnung  
für gewerbliche Kurzzeitvermietung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 20.09.2022, Az. 1.2-2022-13861-22, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 6417, Fl.Nr. 6417/3, Fl.Nr. 6424, Fl.Nr. 
6428, Fl.Nr. 6429/1, Fl.Nr. 6429/2, Fl.Nr. 6434, Fl.Nr. 6437, 
Fl.Nr. 6458, Fl.Nr. 6463, Fl.Nr. 6468, Fl.Nr. 6471, Fl.Nr. 6472
und Fl.Nr. 6473, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, 
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 211, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail-Adresse: 
plan.ha4-22@muenchen.de.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.
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Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 20. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gemäß Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 
Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Agnes-Bernauer-Str. 2-6
Gemarkung: Laim; Flurnr.: 314/43; Stadtbezirk: 25
Neubau eines Mehrfamilienhauses (31 WE) mit Tiefgarage 
(38 Stpl.) an Bestandsgiebel Agnes-Bernauer-Str. 2 und 
Schäufeleinstr. 5 (Agnes-Bernauer-Str. 2 – 6 /  
Schäufeleinstr. 13 - 21) – VORBESCHEID /  
GENEHMIGUNGSVERLÄNGERUNG

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 02.09.2022, Az. 6024-1.7-2022-3497-23, wurde 
der Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 303/7 und Fl.Nr.: 303/14, die dem Vorha-
ben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 71 Satz 4 i.V.m. 
Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbescheides 
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-23@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 089 / 233 - 24015.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 13. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Hans-Preißinger-Str. 8 - 16 
Gemarkung: Sektion VI Fl.Nr.: 10986/0, 10986/7, 10997/4, 
10997/5 Stadtbezirk: 6
Interimsquartier Gasteig – Neubau Philharmonie / Umbau 
Halle E – TEKTUR zu 1.1-2019-15235-23

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 14.09.2022, Az. 6024-1.112-2021-24675-23, 
wurde die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben 
unter Auflagen und Abweichungen erteilt.

Die Abweichungen betreffen den Brandschutz. 

Den Nachbarn Flur Nr. 10964/4, 10964/5, 10964/3, 10964, 
10965 und 10979, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, 
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-
tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 226, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-23@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 25020.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 14. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Iltisstr. 30
Gemarkung: Trudering; Flurnr. 507/18; Stadtbezirk: 15.
Vorhaben: Neubau einer Wohnanlage (1 MFH / 5 WE, 1 
Doppelhaus) mit gemeinsamer Tiefgarage –  
TEKTUR zu 1.2-2021-6961-32 –

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 19.09.2022, Az. 6024-1.232-2022-14634-32, 
wurde die Änderungsgenehmigung für das oben genannte 
Vorhaben erteilt.

Nachbarbeteiligung:

Die Zustellung der Baugenehmigung an die Nachbarn nach 
Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO wird aufgrund der Vielzahl der 
Beteiligten gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den 
Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24436.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

 
München, 19. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Berg-am-Laim-Str. 73
Gemarkung: Berg am Laim; Flurnr. 155/0; Stadtbezirk: 14.
Vorhaben: Nutzungsänderung von einer Einzelhandels­
fläche zu Imbiss-Take away

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom  20.09.2022, Az. 6024-1.2-2022-5152-32, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Nachbarbeteiligung:
Die Zustellung der Baugenehmigung an die Nachbarn nach 
Art. 66 Abs. 1 Satz 4 BayBO wird aufgrund der Vielzahl der 
Beteiligten gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch öffentli-
che Bekanntmachung ersetzt. Die Nachbarn haben die Mög-
lichkeit entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung gegen den 
Bescheid Klage einzulegen.

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 338, einsehen. Verein-
baren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse 
plan.ha4-32@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 24436.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.
 

München, 20. September 2022	 Referat für Stadtplanung und 
			  Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Riesenfeldstr. 74 / RGB
Gemarkung Milbertshofen / Flurnr. 69/48 / Stadtbezirk: 11
DG-Ausbau (4 WE)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 09.09.2022, Az. 1.2-2022-906-41, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter
Auflagen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 69/3, Fl.Nr.: 69/52 und Fl.Nr.: 69/68, die 
dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 
Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten
Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern 
befinden, wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mün-
chen als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können sich über das Baugenehmigungsver-
fahren bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 540 informieren.  
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Wenden Sie sich dazu bitte an die E-Mailadresse  
plan.ha4-41@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233 - 22467.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensge-
bühr fällig.

München, 09. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Erika-Fuchs-Weg
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Gemarkung Feldmoching, 
Flurstück 5427/0
Neubau eines Mehrfamilienhauses (20 WE)  
mit Tiefagarage (20 Stpl.)
<<Erika-Fuchs-Weg/Lilli-Kurowski-Str.>>

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 12.09.2022, Az. 1.23-2022-8958, wurde die 
Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter
Auflagen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 5425, 54526, 5428 und 2290 die dem 
Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 
BayBO eine Ausfertigung des Baugenehmigungsbescheides
zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im 
Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die 
erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung
ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als bewirkt  
(Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbau-
kommission, Blumenstraße 19, Zimmer 526, einsehen.
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail
adresse plan.ha4-42@muenchen.de bzw. Telefonnummer  
233 - 24756.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München,
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zu-
gelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen!

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personen-
kreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens
gebühr fällig.

München, 12. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung
			  HA IV - Lokalbaukommission

Straßenbenennung  
im 22. Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 27.04.2022
Am Bergson Kunstkraftwerk

EDV-Schreibweise:  AM BERGSON KUNSTKW.

Straßenschlüsselnummer:  06802

Namenserläuterung:
Nach dem Veranstaltungsort im Gebäude und auf dem Areal 
des ehemaligen Aubinger Heizkraftwerks der Bahn. Die Anla-
ge war bis in die 1960er-Jahre in Betrieb und das Gebäude ist 
heute denkmalgeschützt.

Verlauf:
Platz an der Rupert-Bodner-Straße, gegenüber der Kallen-
bergstraße und rückwärtig  als Weg ca. 75 m nach Nordwes-
ten weiterführend.

© Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Denisstr. 2, Zi. 236 
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während der üblichen Dienstzeiten (bitte vereinbaren Sie  
einen Termin unter strassennamen.kom@muenchen.de ) bis 
einschließlich 25.10.2022 eingesehen werden.

München, 12. September 2022		  Kommunalreferat
				   GeodatenService

Bekanntmachung
Erörterungstermin

Planfeststellung nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG);
Gesamtausbaumaßnahme München Westkreuz 
(NeM013)/Bodenseestraße (GMWB) mit Ausgleichsmaß­
nahmen in den Gemeinden Langwied und Gilching,  
Bahn-km 8,565 bis 10,670 der Strecke 5540 München – 
Gauting in der Landeshauptstadt München

1.	�Die im Anhörungsverfahren zur o. g. Planfeststellung recht-
zeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen werden

am Dienstag, den 11.10.2022
für Kommunen, Behörden, Leitungsträger,  
Spartenträger und sonstige Träger 
öffentlicher Belange 

am Mittwoch, den 12.10.2022 
für private Einwender 
sowie 

am Donnerstag, den 13.10.2022 
für rechtsanwaltlich vertretene private Einwender 
jeweils um 09.00 Uhr, im großen Vortragssaal des  
Amtes für Ländliche Entwicklung, Infanteriestraße 1, 
80797 München,

erörtert.

2.	�Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. An ihm können 
die Einwender, die Betroffenen, Behörden, Verbände und 
der Träger des Vorhabens teilnehmen.

3.	�Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. 
Dieser hat seine Bevollmächtigung durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen und diese zu den Akten der Regie-
rung zu geben.

4.	�Es wird darauf hingewiesen, dass
	� – �bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin 

auch ohne ihn verhandelt werden kann,
	 – ��das Anhörungsverfahren mit Schluss der Erörterung  

beendet ist und
	 – ��durch die Teilnahme am Erörterungstermin entstehende 

Aufwendungen, auch solche für einen Bevollmächtigten, 
nicht erstattet werden können.

Die Teilnahme am Erörterungstermin kann aufgrund der CO-
VID-19-Pandemie nur von Personen erfolgen, die nach der 
Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung in der 
jeweils aktuell gültigen Fassung dazu berechtigt sind, sich im 
öffentlichen Raum miteinander aufzuhalten. Dies gilt vorbe-
haltlich etwaiger rechtlicher Änderungen bzw. einer etwaigen 
Lockerung bestehender Beschränkungen.

München, 30. September 2022	 Referat für Stadtplanung 
			  und Bauordnung

Die Landeshauptstadt München beabsichtigt, die  
Trägerschaft für städtische Bauten an freigemeinnützige 
und sonstige Träger zum Betrieb von anerkannten und 
genehmigten öffentlichen Kindertageseinrichtungen zu 
übertragen:

•	 Reger-/Welfenstraße II
Au-Haidhausen (5)
Haus für Kinder 
36 Plätze für Kinder unter 3 Jahren
50 Plätze für Kinder ab 3 Jahren 
Integriert, Fertigstellung geplant III/2023 
Besonderheit: neben der Außenspielfläche  
im EG sind 85 qm Dachterrasse als Außenspielfläche  
im 1. OG nutzbar

•	 Federseestraße WA 4
Aubing-Lochhausen-Langwied (22)
Haus für Kinder 
24 Plätze für Kinder unter 3 Jahren
50 Plätze für Kinder ab 3 Jahren bis zum Schuleintritt
50 Hortplätze für Grundschulkinder
Integriert, Fertigstellung geplant III/2023
Besonderheit: neben der Außenspielfläche  
im EG sind 375 qm Dachterrasse als Außenspielfläche 
im 1. OG insbesondere für den Hortbereich nutzbar

Die Landeshauptstadt München steht in der Verantwortung, 
den Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung zu erfüllen. 
Der Geschäftsbereich KITA im Referat für Bildung und Sport 
behält sich deshalb vor, für die Erstbelegung von neu überlas-
senen städtischen Einrichtungen, Vorgaben hinsichtlich der 
Altersstruktur und Platzvergabe zu machen.
Der Geschäftsbereich KITA kann fordern, dass Kindergarten-
plätze in neuen Einrichtungen im Rahmen der Erstbelegung 
vorrangig mit 2-Jährigen belegt (maximal 12 Krippenkinder 
pro   Kindergartengruppe) werden und dass, sobald eines 
dieser Kinder das 3. Lebensjahr vollendet, der hierdurch ge-
wonnene Platz bis zur vollen lt. Betriebserlaubnis und Vertrag 
zugelassenen Gruppenstärke mit Kindern der Altersgruppe 
der 3-6-jährigen gemäß Satzung unverzüglich nach belegt 
wird. Hortplätze in neuen Einrichtungen können im Rahmen 
der Erstbelegung vorrangig mit Kindern im Jahr vor der Ein-
schulung belegt werden.
Unabhängig davon führt die KITA-Elternberatung zunächst 
alle Vormerklisten für die ausgeschriebenen Kindertagesein-
richtungen. 

Die Träger*in ist verpflichtet diese Vormerklisten für die Aus-
wahl zu übernehmen. 
Die Krippenplätze und Kindergartenplätze sind entsprechend 
dieser Liste zu vergeben. Bei der Erstvergabe sind die der 
Träger*in von der KITA-Elternberatung bezeichneten Kinder im 
Krippen- und Kindergartenalter, auch die hier bezeichneten 
Integrationskinder, aufzunehmen. Das Betreuungspersonal ist 
vor Betriebsaufnahme auf die vorgesehene bedarfsgerechte 
Aufnahme behinderter oder von Behinderung bedrohter Kin-
der ausdrücklich hinzuweisen. Einzelne Krippen- oder Kinder-
gartenkinder können auch noch im Laufe des ersten Jahres 
nach Inbetriebnahme von der KITA Elternberatung zur Aufnah-
me zugewiesen werden. 

Die Träger*in darf bis zum Ablauf von 12 Monaten nach der  
Inbetriebnahme nur dann Zusagen hinsichtlich der Aufnahme 
von Krippen- und Kindergartenkindern erteilen, wenn die 
KITA- Elternberatung vorher der Platzvergabe zugestimmt hat.

Wir bitten um Beachtung folgender, aktuell gültiger Bedingun-
gen:

	– Ein Antrag auf die Münchner Förderformel muss bei Ab-
schluss eines Vertrages zur Betriebsträgerschaft bei der 
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Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und Sport, 
Geschäftsbereich KITA gestellt werden. Die Gewährung der 
Zuwendungen kann ab dem Monat der Antragstellung erfol-
gen, in dem die Fördervoraussetzungen erfüllt sind. 

	– Die Höhe des Betriebskostenzuschusses richtet sich nach 
der Münchner Förderformel (Zuschussrichtlinie, in der je-
weils geltenden Fassung), Sie können sich unter dem Link  
über die Münchner Förderformel sowie über die geltenden 
Beschlüsse usw. informieren.

	– In einer Kindertageseinrichtung findet die Satzung über den 
Besuch der Kinderkrippen und Häuser für Kinder, Kinder-
gärten und Horte der Landeshauptstadt München (Kinder-
tageseinrichtungssatzung) Anwendung. Kinder mit beson-
deren Bedürfnissen und Förderbedarf haben, wie alle 
Kinder, den Rechtsanspruch auf einen Kindertages-betreu-
ungsplatz. In allen Einrichtungsarten sind deshalb bei ent-
sprechendem Bedarf bereits ab Betriebsaufnahme zur ge-
meinsamen Förderung Plätze für Kinder mit Behinderung 
und Kinder, die von Behinderung bedroht sind, aufzuneh-
men. Das Personal ist vor Betriebsaufnahme darauf hinzu-
weisen. 

	– Hinsichtlich der Entgelte sind die Regelungen in der Münch-
ner Förderformel, Zuschussrichtlinie Punkt 2.2 anzuwen-
den. Die jeweils geltenden Voraussetzungen des Faktors 
eallg sind zu beachten mit der Maßgabe, dass die Höchst-
beträge für die Inanspruchnahme der jeweiligen Buchungs-
stufe in der jeweiligen Nutzungs- und Besuchsart gemäß 
der Gebühren der städtischen Kindertageseinrichtungsge-
bührensatzung in der jeweils geltenden Fassung nicht über-
schritten werden dürfen.

	– Die Vergütung des Personals muss gem. den Vorgaben der 
Zuschussrichtlinie zur Münchner Förderformel, in der je-
weils geltenden Fassung, erfolgen.

	– Die Überlassung erfolgt miet- und pachtfrei.

	– Die Träger*in darf keine Reduzierung ihres bisherigen Platz-
angebotes im jeweiligen Stadtbezirk, wenn vorhanden, vor-
nehmen. Es muss gewährleistet sein, dass der Bedarf, der 
aus der neuen Wohnbebauung entsteht, gedeckt ist.

Falls Sie Interesse haben sich zu bewerben, bitten wir Sie, 
Ihre Interessenbekundung schriftlich, bitte bis spätestens 
17.10.2022 – es gilt das Datum des Eingangs bei der LHM – 
an die Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination und 
Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München oder per E-Mail an tav.ft.kita.rbs@
muenchen.de – zu senden. Sie erhalten dann die Bewer-
bungsformulare per E-Mail. 
Bitte vergessen Sie nicht, bei Abgabe Ihrer Interessenbekun-
dung auch Ihre aktuelle E-Mail-Adresse anzugeben. Für die 
Bewerbung im Trägerauswahlverfahren sind ausschließlich die 
vorgegebenen Unterlagen zu verwenden. 
Zur Sicherstellung einer fristgerechten Abgabe dient der 
Briefkasten am Rathaus – Marienplatz der LHM.  
(Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau abgestempelt.)

Die Bewerbungsformulare beinhalten: 
1. Das Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Das mehrseitige Bewerbungsformular

Ausschlusskriterien:
1. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs der Interessenbekundung wurde nicht 
eingehalten.
2. Ausschlusskriterium 
Die Frist des Eingangs und/oder der Umfang der Bewerbungs-

unterlagen wurden nicht eingehalten. 
3. Ausschlusskriterium
Nichteinhaltung der Anlage 1 des Stadtratsbeschlusses vom 
26.06.2019
4. Ausschlusskriterium
Es ist hier insbesondere ausreichend darzulegen, dass die 
Voraussetzungen zur Erteilung einer Erlaubnis für den Betrieb 
der jeweiligen Kindertageseinrichtung gemäß § 45 SGB VIII 
erbracht und die genannten Bedingungen erfüllt werden kön-
nen. (Siehe Vorgaben der Anlage 3 des Beschlusses zum 
„Start zur stufenweisen Einführung der MFF, vom 26.01.2011 
und die Vorgaben des Beschlusses „Weiterentwicklung der 
Münchner Förderformel“ vom 14.12.2011.) 

Die vollständige Bewerbung muss bis spätestens 17.11.2022 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Bildung und 
Sport, Geschäftsbereich KITA, Abteilung Koordination und 
Aufsicht Freie Träger, Trägerauswahlverfahren, Landsberger 
Str. 30, 80339 München, in der genannten Form in Papier und 
unterschrieben per Post eingegangen sein. Es gilt das Datum 
des Eingangs bei der LHM. Zur Sicherstellung einer fristge-
rechten Abgabe dient der Briefkasten am Rathaus am Marien-
platz der LHM. (Bis 24.00 h wird der Eingang tagesgenau ab-
gestempelt.)
Alle Kosten, die im Zuge dieser Bewerbung entstehen sind 
von den Bewerber*innen zu tragen und sind in keinem Fall er-
stattungsfähig.

Wir weisen darauf hin, dass Ihre unterschriebene Bewerbung 
für o.g. Einrichtung zusätzlich per PDF-E-Mail (Mail-Adresse: 
tav.ft.kita.rbs@muenchen.de) an uns zu senden ist. Eine reine 
E-Mail-Bewerbung ist für die Fristwahrung nicht ausreichend.   

Folgende Kriterien werden für die Bewerbung/Gewichtung 
(Faktor 1,0) zugrunde gelegt:
Teil A für Bewerber*innen ohne Betriebsträgerschaft
	– A1 Pädagogische Hauskonzeption 
	– A2 Gesundheitsförderung 
	– A3 Erziehungs- und Bildungspartnerschaft mit Eltern

Teil B für alle Bewerber*innen
	– B1 Querschnittsaufgaben, Integration, Inklusion, Gender

thematik
	– B2 Sozialraumorientierung
	– B3 Organisationsstruktur und qualitätssichernde Maßnah-

men 
	– B4 Auslastung und Belegung 
	– Darstellung zur besonderen Eignung → greift erst bei en-

gem Wettbewerb (Gewichtung Faktor 2,5)

Bitte beachten Sie, dass es sich die Landeshauptstadt Mün-
chen vorbehält, bei wesentlichen Veränderungen der Grund
lagen tatsächlicher oder rechtlicher Art von den hier bekannt-
gemachten Rahmenbedingungen abzuweichen.

Für weitere Auskünfte zum Auswahlverfahren wenden Sie sich 
bitte an Tel. 089 /233-84305 oder per E-Mail:  
tav.ft.kita.rbs@muenchen.de.
Für Auskünfte zur Fachplanung für die Einrichtungen im Aus-
wahlverfahren erreichen Sie die   Abteilung Zentrales Immobi-
lienmanagement im Referat für Bildung und Sport, 
per E-Mail unter:
Herr Hans Hauswirth, Stadtbezirk 5;  
ost-2.zim.rbs@muenchen.de
Frau Anna Hoffmann; Stadtbezirk 22;  
west-1.zim.rbs@muenchen.de

München, 20. September 2022	 Referat für Bildung 
			  und Sport
			  RBS-KITA-FT-TAV
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Bekanntmachung
Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit – 
hier: Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 
und frühzeitige Unterrichtung gemäß
§ 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 22 Aubing - Lochhausen – Langwied

Für das Planungsgebiet
Freiham Süd – Erweiterung Logistikzentrum Augustiner

1. Flächennutzungsplan
Änderung des Flächennutzungsplanes 
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich IV/43
Dietmar-Keese-Bogen und Ludwig-Schmid-Straße (südlich), 
Verlängerung Hans-Steinkohl-Straße (westlich), 
Bundesautobahn 96 München - Lindau (nördlich)

2.	Bebauungsplan
Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 
2174 
Dietmar-Keese-Bogen und Ludwig-Schmid-Straße (südlich), 
Verlängerung Hans-Steinkohl-Straße (westlich), 
Bundesautobahn 96 München - Lindau (nördlich)
– Teiländerung des Bebauungsplanes mit Grünordnung  
Nr. 1916 a –

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom  
7. Oktober 2022 mit 8. November 2022 durchgeführt.

Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 15. Dezember 
2021 beschlossen, für das vorgenannte Gebiet den Flächen-
nutzungsplan mit integrierter Landschaftsplanung zu ändern 
und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Grünord-
nung Nr. 2174 aufzustellen. Die Vorhabenträgerin, die Augus-
tiner Bräu Wagner KG hat den Ausbau ihres bereits im Ge-
werbegebiet Freiham Süd bestehenden Logistikzentrums um 
ein dreigeschossiges Flaschenabfüllgebäude (Abfüllzentrum), 
eine Logistikhalle mit Tiefgarage, den Anschluss an die be-
stehende Lagerhalle sowie deren Erweiterung um ein Hoch-
regallager oder alternativ um eine weitere Logistikhalle bean-
tragt. Hierfür wird das Baurecht auf dem bestehenden 
Betriebsgelände erhöht und das Betriebsgelände nach Sü-
den in Richtung Bundesautobahn A96 erweitert. Insgesamt 
wird sich hierdurch die bisherige Geschossfläche um ca. 
25.000 m² sowie die bisherige Grundfläche um ca. 14.000 m² 
erhöhen. 

Städtebauliche und grünplanerische Ziele sind die flächen-
sparende Umsetzung der Erweiterung der Betriebsflächen, 
eine qualitätvolle Weiterentwicklung und Nachverdichtung 

des bestehenden Gewerbegebiets Freiham, eine städtebau-
lich verträgliche Neudefinition des südlichen Abschlusses 
des Gewerbegebiets Freiham und des Überganges zur freien 
Landschaft, ein nachhaltiger Städtebau, insbesondere in 
Hinblick auf die Klimaziele der Landeshauptstadt München 
im Einklang mit den ökonomischen Erfordernissen sowie die 
Errichtung eines qualitativ hochwertigen Baukörpers im 
Stadt- und Landschaftsbild. 
Verkehrliche Ziele sind die Bündelung des betrieblichen  
Logistikverkehrs an einem Standort, sowie die Nutzung der 
vorhandenen Infrastruktur und die direkte Anbindung an das 
überörtliche Verkehrsnetz zur Vermeidung von innerstädti-
schem Verkehr.
Ziele der Grünplanung sind die Eingriffsminimierung in Hin-
blick auf den gesamtstädtischen Kontext durch flächenspa-
rendes Bauen und Synergieeffekte im betrieblichen Ablauf 
innerhalb des Planungsgebietes. 
Die Reduzierung des Eingriffs soll durch geeignete Vermei-
dungsmaßnahmen wie z.B. die Anlage von Biodiversitäts
dächern und die Neupflanzung von heimischen standort
gerechten Großbäumen mit einer Unterpflanzung aus 
Sträuchern zur Schaffung einer Randeingrünung im Süden 
erfolgen. Zudem ist die Erhaltung des Biotopverbundes 
durch Ersatz von Lebensraumhabitaten vorgesehen. Externe 
Ausgleichsflächen werden bereitgestellt und naturschutz-
fachlich aufgewertet.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den all
gemeinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich  
unterscheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung unterrichten kann, werden vom 7. Ok­
tober 2022 mit 8. November 2022 an folgenden städtischen 
Dienststellen zur Einsicht bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blu-
menstraße 28 b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Aus-
legungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des 
Gebäudes, auf Blumenstraße 28 a), von Montag mit Freitag 
von 6 Uhr bis 18 Uhr,

2. �bei der Bezirksinspektion West, Landsberger Str. 486
(Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr,
Dienstag von 8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr,
Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr) 
eine Einsichtnahme ist nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 089/233-46550 möglich,

3. ��bei der Stadtbibliothek Neuaubing, Radolfzeller Straße 15
(Dienstag bis Freitag von 10 bis 19 Uhr und Samstag von  
10 bis 15 Uhr).
Aufgrund der COVID-19-Pandemie kann es zu abwei­
chenden Öffnungszeiten der Stadtbibliothek kommen. 
Bitte informieren Sie sich im Internet unter  
www.muenchner-stadtbibliothek.de/orte-zeiten oder  
telefonisch unter 089/233-29240, ob die Stadtbibliothek 
geöffnet ist bzw. ob eine Einsichtnahme in die Unterlagen 
vor Ort und die Abgabe einer Stellungnahme für den  
Publikumsverkehr möglich ist.

Die Unterlagen zu den Bauleitplanverfahren sowie die Daten-
schutzhinweise zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Bauleitplan-
verfahren sind auch im Internet unter der Adresse  
www.muenchen.de/auslegung zu finden.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan erhal-
ten Sie unter der Telefonnummer 089/233-24845 während der 
Dienstzeit Montag mit Donnerstag von 9.30 bis 12.30 Uhr und 
Freitag von 9.30 Uhr bis 12 Uhr. Einzelerörterungen vor Ort  
im Referat für Stadtplanung und Bauordnung sind nach vor-
heriger telefonischer oder elektronischer Terminvereinbarung 
unter 089/233-2485 bzw. per E-Mail unter  
plan.ha2-45p@muenchen.de möglich.
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Grundsätzliche Aussagen zum Flächennutzungsplan erhalten 
Sie unter der Telefonnummer 089/233-24738 oder per E-Mail 
unter plan.fnp@muenchen.de.

Eine öffentliche Erörterung über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung findet aufgrund der aktuellen Situation 
durch die COVID-19-Pandemie als digitale Veranstaltung wäh-
rend der Unterrichtungsfrist am Dienstag, 18. Oktober 2022 
um 19 Uhr statt. Informationen zum Ablauf der digitalen Erör-
terungsveranstaltung sowie eine Anleitung zur Teilnahme fin-
den Sie unter https://t1p.de/augustiner-erweiterung
weiterführende Informationen zur Planung unter  
www.muenchen.de/auslegung.

Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan-
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

Aktueller Hinweis:

Aktuelle Informationen im Zusammenhang mit Corona, wie 
beispielsweise die geltenden Regelungen in der Landeshaupt-
stadt München, können unter folgendem Link abgerufen  
werden: https://stadt.muenchen.de/infos/corona-infoportal-
muenchen.html#Maßnahmen
Darüber hinaus wird gebeten, die allgemeinen Verhaltens-
empfehlungen der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-
verordnung (BayIfSMV) in ihrer jeweils gültigen Fassung zu 
beachten.

München, 20. September 2022	 Referat für Stadtplanung
			  und Bauordnung

Bekanntmachung
Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: Öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
	 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 3 Abs. 2
	 des Baugesetzbuches (BauGB)
	 vom 11. Oktober 2022 mit 11. November 2022
	 – Vereinfachtes Verfahren –

Stadtbezirk 19 - Thalkirchen - Obersendling - Forstenried - 
Fürstenried - Solln

Bebauungsplan Nr. 2170
Baierbrunner Straße (westlich), 
Siemensallee (nördlich)
– nicht störendes Gewerbe, Büro, private Kindertageseinrich-
tung –

Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 28. Juli 2021 be-
schlossen für den Bereich Siemensallee (nördlich) und Baier-
brunner Straße (westlich) einen Bebauungsplan im vereinfach-
ten Verfahren nach § 13 BauGB aufzustellen.

Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren  
gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 
BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach  
§ 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28 b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum –  
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes über 
Blumenstraße 28 a), vom 11. Oktober 2022 mit 11. Novem­
ber 2022, Montag mit Freitag von 6 Uhr bis 18 Uhr, öffentlich 
aus.

Auskünfte durch das Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung werden nach vorheriger Terminvereinbarung (telefonisch 
unter 089/233-24969 oder per E-Mail unter
plan.ha2-30v@muenchen.de) erteilt.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben.

Aufgrund der aktuellen Situation durch die COVID-19-Pande-
mie wird bei der Aufnahme einer Stellungnahme zur Nieder-
schrift um vorherige telefonische oder elektronische Termin-
vereinbarung unter 089/233-24969 bzw. per E-Mail unter plan.
ha2-30v@muenchen.de gebeten.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung sowie die 
Datenschutzhinweise zur Öffentlichkeitsbeteiligung im Bau-
leitplanverfahren sind auch im Internet unter der Adresse 
www.muenchen.de/auslegung zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der 
Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchst. e der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) i.V.m. § 3 BauGB und dem Bayeri-
schen Datenschutzgesetz. Sofern Sie eine Stellungnahme 
ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mittei-
lung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzhinweise zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung im Bauleitplanverfahren“, das im In-
ternet unter der o.g. Adresse einsehbar ist und auch öffentlich 
ausliegt.

Aktueller Hinweis:
Aktuelle Informationen im Zusammenhang mit Corona, wie 
beispielsweise die geltenden Regelungen in der Landeshaupt-
stadt München, können unter folgendem Link abgerufen  
werden: https://stadt.muenchen.de/infos/corona-infoportal-
muenchen.html#Maßnahmen
Darüber hinaus wird gebeten, die allgemeinen Verhaltens-
empfehlungen der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen-
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verordnung (BayIfSMV) in ihrer jeweils gültigen Fassung zu 
beachten.

München, 20. September 2022	 Referat für Stadtplanung
			  und Bauordnung

Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.10.2022
im Versorgungsgebiet München Stadt, Martinsried,  
Unterföhring

Das Preisblatt zu Ziffer 9, 10 und 11 der Anlage zur  
AVBFernwärmeV wird wie folgt geändert:

Ziffer 9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz 151,53
15,15

180,32
18,03

Euro/MWh
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz
(1,42 m³ Kondensat entsprechen 1 MWh)

106,71 126,98 Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasserbereitung in Fürstenried, Neuforstenried und Park-
stadt Solln

13,95 16,60 Euro/m³

9.2 Grundpreis 42,24 50,27 Euro/kW 
und Jahr

10.1 
i.V.m. 9

Zusätzlicher Betrag

aufgrund Belastungen auf die Erzeugung der Fernwärme aus der  
Gasbeschaffungsumlage gemäß § 26 Energiesicherheitsgesetz in Verbindung 
mit der Gaspreisanpassungsverordnung und der Speicherumlage gemäß  
§ 35e Energiewirtschaftsgesetz im Heizwassernetz

10,97
1,10

13,05
1,31

Euro/MWh 
Cent/kWh

aufgrund Belastungen auf die Erzeugung der Fernwärme aus der  
Gasbeschaffungsumlage gemäß § 26 Energiesicherheitsgesetz in Verbindung 
mit der Gaspreisanpassungsverordnung und der Speicherumlage gemäß  
§ 35e Energiewirtschaftsgesetz im Dampfnetz

7,73 9,20 Euro/m³

Der Verrechnungspreis/Messpreis bleibt unverändert.

Die Bruttopreise enthalten die derzeit gültige Umsatzsteuer  
in Höhe von 19 Prozent und sind kaufmännisch gerundet. Bei  
einer gesetzlichen Änderung der Umsatzsteuer werden die 
Bruttopreise entsprechend angepasst.

                      
München, 30. September 2022	 SWM Versorgungs GmbH
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Bürgerversammlung des 
19. Stadtbezirkes – Thalkirchen-Obersendling- 
Forstenried-Fürstenried-Solln
am 24.10.2022 

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 19 – Thalkirchen-
Obersendling-Forstenried-Fürstenried-Solln teile ich mit, dass 
am Montag, den 24.10.2022 um 19.00 Uhr in der Dreifach-
Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 81371 München, die Bürger-
versammlung des 19. Stadtbezirkes - Thalkirchen-Obersend-
ling-Forstenried-Fürstenried-Solln, stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird 
Frau Bürgermeisterin Verena Dietl übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 
6. Stadtbezirkes – Sendling
am 25.10.2022 

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 6 - Sendling 
teile ich mit, dass am Dienstag, den 25.10.2022 um 19.00 Uhr 
in der Dreifach-Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 81371 Mün-
chen, die Bürgerversammlung des 6. Stadtbezirkes – Send-
ling, stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird 
Frau Bürgermeisterin Katrin Habenschaden übernehmen. 

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 
7. Stadtbezirkes -Sendling-Westpark
am 27.10.2022 

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 7 – Sendling-
Westpark teile ich mit, dass am Donnerstag, den 27.10.2022 
um 19. 00 Uhr in der Dreifach-Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 
81371 München, die Bürgerversammlung des 7. Stadtbezirkes 
– Sendling-Westpark, stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Herr Stadtrat Prof. Dr. Jörg Hoffmann übernehmen.

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Hanna Sammüller-Gradl
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Andreas Mickisch
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Dr. Laura Dornheim
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fw-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt-Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Tal 13, 80331 München
Tel. 15 98 68 8-11, -22, -33, -44, -55, Fax 15 98 68 8-15
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Hanauer Str. 1, 80992 München
Tel. 233-28562, 28067, 28429
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  

Zentrale Informationsquellen der Stadt München 

Internetangebot
muenchen.de/rathaus – unter dieser Adresse finden interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger alle Leistungen, Angebote, 
Ämter und Behörden der Stadtverwaltung im Internet.
Unter dem Begriff „Dienstleistungsfinder“ gibt es auch einen 
Online-Service für die am meisten nachgefragten Leistungen 
der städtischen Behörden. Hier erhält man Informationen zu 
Adressen, Erreichbarkeit, Antragsformularen, Hinweise zu be-
nötigten Unterlagen und Gebühren. Die direkte Adresse lautet 
muenchen.de/dienstleistungsfinder

Online-Services der Stadtverwaltung
Über 100 Dienstleistungen, die Sie bereits online erledigen 
können, finden Sie auch unter muenchen.de/onlineservices

Die Behördennummer 115
Mit einer leicht zu merkenden Rufnummer erhalten Bürgerin-
nen und Bürger einen direkten Draht zur Verwaltung. Wird 
eine Frage wie z.B. zum Wohnsitz anmelden, Ausweis bean-
tragen oder Fahrzeug ummelden, gestellt, beantworten die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Service Centers der 
Landeshauptstadt München gerne Ihre Anliegen. Die 115 ist 
von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.
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„Die Stadt informiert“
Wissenswertes zu aktuellen Themen der Stadt finden Sie  
unter stadtinfo.muenchen.de

Das „Münchner Stadtrecht“
Eine Sammlung der vom Stadtrat der Landeshauptstadt  
München erlassenen Satzungen und Verordnungen ist zu  
finden unter muenchen.de/stadtrecht

Elektronische Vergabeplattform der Stadt München
Seit 2018 werden EU-Ausschreibungen der Landeshauptstadt 
München nur noch elektronisch über die eVergabe-Plattform 
unter vergabe.muenchen.de veröffentlicht inklusive der ge-
samten Kommunikation mit Ihnen. Weitere Informationen un-
ter muenchen.de/ausschreibungen

Kartendienst der Münchner Stadtverwaltung
München GeoPortal ist die zentrale Plattform für Themenkarten 
der Stadt München. Hier finden Sie u.a. den Amtlichen Stadt-
plan, die Bebauungspläne oder den Radlstadtplan. Neben den 
interaktiven Karten finden Sie zu den jeweiligen Themen auch 
Internetseiten mit weiterführenden Informationen.  
GeoPortal München ist erreichbar unter geoportal.muenchen.de 

Social Media Register
Eine Auflistung des Angebots der Stadt München und ihrer 
Einrichtungen im Bereich Social Media finden Sie unter 
muenchen.de/social-media-register 

Stadt-Information im Rathaus
In der Stadt-Information im Rathaus erhalten Sie Prospekte, 
Informationsmaterial und Formulare zu unterschiedlichen The-
men. Die Mitarbeiter*innen stehen mit Rat und Hilfeleistung zur 
Verfügung. Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10 bis 18 Uhr, 
Samstag 10 bis 16 Uhr. Telefon 22 23 24 oder Mail an  
stadtinformation@muenchen.de

Rathaus Umschau
Die Rathaus Umschau ist der offizielle Pressedienst der  
Stadt München. Sie erscheint jeden Werktag ab 12 Uhr unter  
ru.muenchen.de und kann als Mail-Newsletter sowie als 
Push-Nachricht abonniert werden unter muenchen.de/ru-abo

Weitere Newsletter der Stadt München sowie von 
muenchen.de sind zu finden unter muenchen.de/newsletter

Ratsinformationssystem
Was macht der Münchner Stadtrat? Darüber informiert Sie 
RIS, das RatsInformationsSystem der Stadt München. RIS 
stellt unter der Adresse risi.muenchen.de Ihnen die Anträge, 
Anfragen sowie die öffentlichen Vorlagen und Beschlüsse zur 
Verfügung, mit denen sich der Münchner Stadtrat befasst.

Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet
Unter der Adresse muenchen.de/stadtrat-live können Interes-
sierte die Vollversammlungen des Stadtrats live im Internet 
mitverfolgen. Auf der Seite finden sich auch die Links zur je-
weiligen Tagesordnung sowie zu den Sitzungsprotokollen.

Stellenausschreibungen der Stadt München
Informationen zur Stadt München als Arbeitgeberin sowie zu 
Stellenausschreibungen der Landeshauptstadt finden Sie  
unter muenchen.de/karriere


